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1 Einführung 

In den letzten Jahren wurden in der Russischen Föderation zahlreiche Projekte und Pro-

gramme realisiert, die auf die Neuorientierung der Territorialplanung ausgerichtet sind. Dies 

erfolgte unter anderem mit Unterstützung der Bundesrepublik Deutschland im Rahmen des 

Abkommens über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Umweltschutzes (1992). Dank 

dieses Methodentransfers wurden für einige Regionen Russlands ökologische Fachbeiträge 

erarbeitet. Für ein erfolgreiches und dauerhaftes Funktionieren der neuen Ansätze fehlen in 

Russland aber noch die entsprechenden Grundlagen, die die rechtliche, administrative und 

instrumentelle Integration der ökologischen Planungsansätze sowohl in die Territorialpla-

nung als auch in die zukünftige maritime Planung ermöglichen.  

Zur Behebung dieses Defizits wurden bereits von der HELCOM-VASAB MSP WG gemein-

sam Vorschläge erarbeitet, die auf die bessere Verankerung ökologischer Belange in der 

maritimen Raumordnung im Ostseeraum ausgerichtet sind. Die Anwendung der dort erar-

beiteten Grundsätze sowie weiterer planungsmethodischer Aspekte im System der russi-

schen Meeresraumordnung soll beim deutsch-russischen Projekt MSP-Rus u. a. im Fokus 

stehen. Ausgehend von der Anwendung in einer Beispielregion soll die maritime Raumord-

nung in der Russischen Föderation erprobt werden. Die dabei gesammelten praktischen 

Erfahrungen sowie übertragbare Erkenntnisse aus der terrestrischen Raumplanung sind 

wichtige Grundbausteine, um den Lernprozess zur stärkeren Berücksichtigung ökologischer 

Anforderungen in der Meeresraumordnung voranzutreiben. Auch die deutschen Erfahrun-

gen fließen in diesen Prozess ein.  

In den ersten beiden Arbeitspaketen erfolgten eine Auswahl der Beispielregion und Analy-

sen zur Evaluierung des rechtlichen, organisatorischen und planerischen Rahmens in 

Deutschland und der Russischen Föderation. Als Pilotgebiet wurde die Leningrader Region 

gewählt. Aus dem dynamischen Wachstum und der wirtschaftlichen Stärke der Region re-

sultiert ein hoher Druck auf die marine Umwelt. Eine vertiefende Untersuchung der Region 

im Rahmen der Erarbeitung eines umweltverträglichen Raumnutzungskonzeptes sowie die 

Erarbeitung weiterer Lösungsvorschläge zur umweltverträglichen Meeresraumordnung kön-

nen die aktuellen Bestrebungen des Umwelt- und Naturschutzes regional und national ef-

fektiv unterstützen. 

Diese Handreichung gliedert sich in drei Teile. Im ersten Teil wird die Methodik der Berück-

sichtigung von Umweltbelangen in der Meeresraumordnung in Deutschland und in Russland 

genauer beleuchtet. Der zweite Teil widmet sich der Ermittlung von Nutzungen und Schutz-

gütern. Aus einer Verschneidung der ersten beiden Kontexte heraus werden im dritten Teil 

Empfehlungen für die Anwendung einer maritimen Raumordnung in der Pilotregion, unter 

besonderer Berücksichtigung von Umweltbelangen, formuliert. Um Empfehlungen für die 

russische Pilotregion bestmöglich ableiten zu können, wird für Deutschland nicht nur der 
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Status quo in der maritimen Raumordnung dargelegt, sondern auch ein Einblick in die wis-

senschaftliche Debatte um Verbesserungsmöglichkeiten gegeben. So können „lessons 

learned“ aus der existierenden Planungsgeneration in den angestrebten Beratungsprozess 

einfließen.  
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2 Planungsmethodische Aspekte der Berücksichtigung von 

Umweltbelangen 

2.1 Methodik der Meeresraumordnung in Deutschland (Umsetzung) 

Planungssystem 

Kompetenzen der Raumordnung 

Die Raumordnung in Deutschland ist eine zusammenfassende, überörtliche und fach-

übergreifende Planung, deren Ergebnisse gegenüber allen öffentlichen Stellen verbindlich 

sind. Sie hat gemäß § 1 Abs. 1 ROG die Aufgabe, den Gesamtraum durch Abstimmung 

raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen zu entwickeln, zu ordnen und zu sichern. 

Im Gesetzestext heißt es weiter, dass dabei unterschiedliche Anforderungen an den Raum 

aufeinander abzustimmen und die auf der jeweiligen Planungsebene auftretenden Konflikte 

auszugleichen sind. Zudem ist Vorsorge für einzelne Nutzungen und Funktionen des Raums 

zu treffen. Die Raumordnung, als integrierende Gesamtplanung, hat somit vielfach Bezüge 

zu den Fachplanungen (z. B. Umweltfachplanungen). Diese verfügen wiederum über eigene 

Rechtsgrundlagen (z. B. Wasserhaushaltsgesetz), in denen aufgrund sogenannter Raum-

ordnungsklauseln den Erfordernissen der Raumordnung Geltung verschafft wird. Ergän-

zend schreibt § 4 Abs. 1 ROG fest, dass unbeschadet einer fachgesetzlichen Anordnung 

eine generelle Bindung der Fachplanung an die Ziele der Raumordnung besteht (ARL 

2016). 

Die Raumordnung auf der Bundesebene hat begrenzte Kompetenzen. Mit Bezug auf den 

maritimen Raum beschränkt sie sich auf die Konkretisierung der Grundsätze der Raumord-

nung, länderübergreifende Standortkonzepte für Seehäfen sowie Raumordnungspläne für 

die ausschließliche Wirtschaftszone (AWZ, § 17 ROG). Die Pläne für die AWZ Deutschlands 

sollen Festlegungen zur wirtschaftlichen und wissenschaftlichen Nutzung, zur Gewährleis-

tung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs sowie zum Schutz der Meeresumwelt tref-

fen. Für diese Nutzungen und Funktionen können auch Vorrang-, Vorbehalts- und Eig-

nungsgebiete nach § 8 Abs. 7 ROG festgelegt werden. 

Die Aufstellung von Raumordnungsplänen liegt im Wesentlichen in der Zuständigkeit der 

Bundesländer. Diese sollen landesweite Raumordnungspläne und Regionalpläne (für die 

Teilräume der Länder) erstellen (§ 8 Abs. 1 ROG, Abbildung 1). In den Küstenbundeslän-

dern schließt der Planungsraum das Küstenmeer (12-Seemeilen-Zone) ein. Die landeswei-

ten Raumordnungspläne haben die Funktion, die grundlegenden Festlegungen zur Entwick-

lung und Ordnung des Bundeslandes zu treffen, die raumbezogenen Planungen und Maß-

nahmen der Fachplanungsträger auf Landesebene aufeinander abzustimmen und das Ab-

stimmungsergebnis als Grundsätze und Ziele der Raumordnung in eine rechtsverbindliche 

Form zu bringen.  
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Abbildung 1: System der deutschen terrestrischen und maritimen Raumordnung und Einflussmöglichkei-
ten der Öffentlichkeit (linke Säule) und der Behörden/Fachplanungen (rechte Säule) auf die 
räumliche Gesamtplanung (verändert nach JAY et al. 2013) 

 

Ziele und Grundsätze der Raumordnung 

Raumordnerische Festlegungen werden vorwiegend in Form von Zielen und Grundsätzen 

getroffen, die Bestandteile von Plänen und Programmen oder gesetzlichen Grundlagen 

sind. Ziele haben im Vergleich zu Grundsätzen die stärkere Bindungswirkung und sind im 

deutschen Raumordnungsgesetz (ROG) wie folgt definiert:  

Ziele der Raumordnung sind nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG räumlich und sachlich bestimmte 
oder bestimmbare, textliche und zeichnerische Festlegungen in Raumordnungsplänen 
zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums. Sie sind als verbindliche Vorgaben 
bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen zu beachten (§ 4 Abs. 1 Satz 1 
ROG). 

Bei den Zielen der Raumordnung ist zwischen Gebietsfestlegungen (z. B. Vorrang-, Vorbe-

halts- und Eignungsgebiete) und gebietsunabhängigen Festlegungen zu unterscheiden. 

Von Bedeutung ist, dass sie räumlich und sachlich bestimmt oder bestimmbar sind. So 

muss in räumlicher Hinsicht mit hinreichender Sicherheit ermittelbar sein, auf welchen Teil-
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raum, Bereich oder Standort sich die Festlegung bezieht. Zulässig sind aber auch Festle-

gungen, die zugleich auf mehrere Bereiche anzuwenden sind. In sachlicher Hinsicht ist er-

forderlich, dass für den Zieladressaten ermittelbar ist, welches Handeln oder Unterlassen 

im Zuge der von ihm zu verantworteten raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen 

gefordert wird. Die Vorgaben der Raumordnung werden dabei nur soweit ausdifferenziert, 

dass den nachfolgenden raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen ein ausreichender 

Gestaltungs- oder Konkretisierungsraum belassen bleibt (JANSSEN et al. 2016). Gebietsfest-

legungen werden i.d.R. in Form von Vorrang-, Vorbehalts- oder Eignungsgebieten getroffen.  

Vorranggebiete sind Gebiete, die für bestimmte raumbedeutsame Funktionen oder Nut-
zungen vorgesehen sind und andere raumbedeutsame Nutzungen in diesem Gebiet aus-
schließen, soweit sie mit den vorrangigen Funktionen / Nutzungen nicht vereinbar sind 
(§ 8 Abs. 7 Nr. 1 ROG).  

Vorbehaltsgebiete sind Gebiete, in denen bestimmten raumbedeutsamen Funktionen o-
der Nutzungen bei der Abwägung mit konkurrierenden raumbedeutsamen Nutzungen be-
sonderes Gewicht beizumessen ist (§ 8 Abs. 7 Nr. 2 ROG). 

Eignungsgebiete sind Gebiete, in denen bestimmten raumbedeutsamen Maßnahmen o-
der Nutzungen andere raumbedeutsame Belange nicht entgegenstehen, wobei diese 
Maßnahmen oder Nutzungen an anderer Stelle im Planungsraum ausgeschlossen sind 
(§ 8 Abs. 7 Nr. 3 ROG). 

Neben der Definition von konkreten Zielen gibt es im deutschen Planungssystem weiterhin 

die Möglichkeit, Erfordernisse der Raumordnung in Form von Grundsätzen festzulegen. 

Diese haben den Charakter von Richtungsvorgaben und weisen einen geringeren Konkre-

tisierungsgrad auf, als die Ziele der Raumordnung.  

Grundsätze der Raumordnung sind nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 ROG Aussagen zur Entwick-
lung, Ordnung und Sicherung des Raums. Sie sind bei raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen in Abwägungs- und Ermessensentscheidungen zu berücksichtigen (§ 4 Abs. 
1 Satz 1 ROG).  

Die für das gesamte Bundesgebiet geltenden Grundsätze der Raumordnung sind in § 2 Abs. 

2 ROG zusammengefasst. Sie sind im Sinne der Leitvorstellung einer nachhaltigen Raum-

entwicklung anzuwenden und durch Festlegungen in Raumordnungsplänen zu konkretisie-

ren, soweit dies erforderlich ist. Durch die Konkretisierung in Raumordnungsplänen sollen 

die Grundsätze dem jeweiligen Planungsraum angepasst und operationalisierbar gemacht 

werden.  

Raumordnungspläne der AWZ und der Küstengewässer 

In Deutschland ist die Verwaltung des Meeresraums zwischen der Bundesebene (verant-

wortlich für die AWZ) und den an die Küste angrenzenden Ländern (Küstengewässer) auf-

geteilt. Daher existieren drei rechtskräftige maritime Raumordnungspläne, einen für die 

AWZ (aufgestellt 2009) und zwei, die neben den jeweiligen terrestrischen Bereichen auch 
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die Küstengewässer von Mecklenburg-Vorpommern (M-V, Landesraumentwicklungspro-

gramm M-V, aufgestellt 2005, fortgeschrieben 2016) und Schleswig-Holstein (S-H, Landes-

entwicklungsplan S-H, aufgestellt 2010) abdecken. Die landesweiten Raumordnungspläne 

und die Pläne für die AWZ unterliegen keiner Hierarchie, sondern decken gleichberechtigt 

ihre jeweiligen räumlichen Geltungsbereiche ab.  

Die Aufstellung des maritimen Raumordnungsplans für die deutsche AWZ in der Ostsee 

dauerte insgesamt vier Jahre (2005-2009). Dieser Planungsprozess wurde erst durch die 

Erweiterung des Geltungsbereichs des Raumordnungsgesetzes um die AWZ Deutschlands 

im Jahr 2004 ermöglicht. Die vorbereitenden Verfahrensschritte zur Aufstellung des Raum-

ordnungsplanes für die AWZ führt das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie 

(BSH) mit Zustimmung des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur - BMVI 

(bis 2013: Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung BMVBS) durch. 

Die vor kurzem abgeschlossene Fortschreibung des Landesraumentwicklungsprogramms 

M-V (LEP M-V) dauerte etwa 2,5 Jahre (2013-16, Abbildung 2). Nach der abschließenden 

Überarbeitung des Entwurfs wurde das neue LEP vom Kabinett beschlossen, durch Lan-

desverordnung vom 27.05.2016 für verbindlich erklärt und im Gesetz- und Verordnungsblatt 

veröffentlicht. Die zusammenfassende Umwelterklärung wurde im Amtsblatt bekannt ge-

macht.  

Die Öffentlichkeit hatte zweimal jeweils innerhalb eines Zeitraums von drei Monaten die 

Möglichkeit elektronisch oder im Rahmen von Informations- und Diskussionsveranstaltun-

gen zu den Entwürfen Stellung zu nehmen. Die Abwägungsdokumentationen beider Stufen 

des Beteiligungsverfahrens des LEP M-V 2016 sind jetzt nach Abschluss des Fortschrei-

bungsverfahrens unter www.raumordnung-mv.de veröffentlicht. 
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Abbildung 2: Übersicht zum Ablauf der Fortschreibung des Landesraumentwicklungsprogramms M-V 
(einschließlich der parallel dazu durchgeführten Umweltprüfung; MEIL M-V 2015) 

 

Abstimmung zwischen den Planungsebenen (vertikal) 

AWZ in der Ostsee 

Der Raumordnungsplan für die deutsche AWZ in der Ostsee repräsentiert eine einstufige 

Planung, da er weder aus einem übergeordneten Plan hervorgeht, noch Bestimmungen für 

untergeordnete Planungsebenen enthält. Somit folgt die Genehmigungsebene unmittelbar 

der Ebene der räumlichen Gesamtplanung.  

Küstengewässer  

In den Küstengewässern findet eine Abstimmung zwischen den Planungsebenen nur inso-

weit statt, als dass von der Bundesraumordnung vorgegebene Leitbilder und Handlungsrah-

men beachtet werden müssen (Abbildung 1). Da auch das Küstenmeer auf nachfolgenden 

Ebenen nicht in Teilräume ausdifferenziert wird, entfällt die Berücksichtigung von Gegeben-

heiten und Erfordernissen dieser Teilräume und damit eine Abstimmung mit der unteren 

Planungsebene weitestgehend. Generell soll sich nach § 1 Abs. 3 ROG die Entwicklung, 
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Ordnung und Sicherung der Teilräume in die Gegebenheiten und Erfordernisse des Gesam-

traums einfügen. Umgekehrt soll die Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Gesam-

traums aber auch die Gegebenheiten und Erfordernisse seiner Teilräume berücksichtigen 

(Gegenstromprinzip). Mit der Föderalismusreform im Jahr 2006 wurde das Grundgesetz 

dahin geändert, dass die Raumordnung aus der Rahmengesetzgebung in die konkurrie-

rende Gesetzgebung mit Abweichungsrecht für die Länder überführt wurde. So wird im 

Landesplanungsgesetz M-V in § 6 Abs. 3 festgehalten, dass die abschließende Planung 

und Festlegung im Küstenmeer im LEP vorgenommen wird. 

Abstimmung zwischen der Raumordnung in der AWZ und den Küstengewässern 
sowie mit den Nachbarstaaten (horizontal) 

Während der Aufstellung des Raumordnungsplans für die AWZ fanden Konsultationen zwi-

schen den deutschen Behörden statt. In der Abstimmung der maritimen Raumnutzung 

zwischen Bund- und Länderebene ist eine Absprache beispielsweise zur linearen Infra-

struktur unabdingbar, hingegen nur bedingt für die sich im Küstenbereich konzentrierenden 

Nutzungen wie Tourismus erforderlich.  

Im Sinne des innerhalb der Europäischen Union (EU) angestrebten „territorialen Zusam-

menhalts“ wurde der Entwurf des Raumordnungsplans für die AWZ im Rahmen des Betei-

ligungsverfahrens auch den Anrainerstaaten in zwei Beteiligungsrunden zur Verfügung ge-

stellt. Des Weiteren fanden mündliche Erörterungen statt (BMVBS 2009). Auch die Landes-

planung in M-V zielt darauf ab „die grenzüberschreitende Zusammenarbeit mit den angren-

zenden Bundesländern und den Nachbarstaaten zu fördern und raumbedeutsame Planun-

gen und Maßnahmen, die erhebliche Auswirkungen auf Nachbarstaaten haben können, 

nach den Grundsätzen der Gegenseitigkeit und Gleichwertigkeit abzustimmen“ (§ 1 Abs. 1 

Nr. 3 LPlG M-V). Speziell im maritimen Bereich wird außerdem im LEP M-V der Bedarf 

gesehen, konkurrierende Raumnutzungsansprüche fach- und grenzübergreifend1 aufeinan-

der abzustimmen (MEIL M-V 2016c).  

Instrumente zur Beteiligung anderer möglicherweise betroffener Nachbarstaaten an Um-

weltprüfungen sind die 1997 in Kraft getretene Espoo-Konvention und das 2003 ergänzte 

Kiew-Protokoll. Deren Bestimmungen sind für entsprechende Prüfverfahren von Vorhaben 

bzw. Plänen und Programmen anzuwenden, die erhebliche grenzüberschreitende Auswir-

kungen haben können. Die Umsetzung erfolgt in Deutschland durch das Gesetz über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). Das Beteiligungsverfahren wird gegenüber allen 

Nachbarn angewandt, wobei zur besseren praktischen Handhabung z. T. bilaterale Abspra-

chen getroffen worden sind (BMU 2013).  

                                            
1 Die Adjektive „fach- und grenzübergreifend“ wurden gegenüber dem ursprünglichen Wortlaut im LEP 
2005 neu hinzugefügt. 



Planungsmethodische und inhaltliche Aspekte für die maritime Raumplanung in der RF  15 

 

 

Als wichtiges Abstimmungsforum für die maritime Raumordnung im Ostseeraum ist außer-

dem die HELCOM-VASAB Maritime Spatial Planning Working Group (H-V MSP WG) zu 

nennen. Diese wurde 2010 von HELCOM und dem Vision and Strategies around the Baltic 

Sea (VASAB)-Komitee zu Raumplanung und -entwicklung im Ostseeraum gegründet. 

Deutschland und Russland sind hier involviert. Die Arbeitsgruppe soll insbesondere die Ko-

operation zwischen den Ostseeanrainerstaaten sicherstellen, um die Aufstellung und Um-

setzung kohärenter maritimer Raumordnungspläne in der Region2 zu erreichen. Dieses Ziel 

und die Schritte zu dessen Erreichung sind in der Regional Baltic Maritime Spatial Planning 

Roadmap 2013-20203 festgelegt, die unter anderem mit Hilfe der H-V MSP WG umgesetzt 

werden soll. Mitunter finden, meist auf Initiative von Behörden (z. B. des BSH), auch unab-

hängig von HELCOM-VASAB bi- und multilaterale Gespräche zu Fragen der Meeres-

raumordnung statt (z. B. zwischen Deutschland und Polen).  

Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung   

Zur Öffentlichkeit im Sinne der Beteiligung bei Raumordnungsplänen gehört jede natürliche 

und juristische Person, die in ihren Belangen betroffen sein kann oder ein sonstiges Inte-

resse an der Planung zeigt. Die Beteiligung der Öffentlichkeit im Planaufstellungsverfahren 

hat einen hohen Stellenwert, denn sie soll dazu beitragen, die raumordnerischen Entschei-

dungen qualitativ zu verbessern und weitere Effekte zu erreichen, z. B. Erhöhung der 

Rechtssicherheit, Unterstützung einer nachhaltigen Raumordnung, Verbesserung der Infor-

mations- und Entscheidungsgrundlage, Erhöhung der Transparenz und Akzeptanz sowie 

frühzeitige Identifikation von Handlungsspielräumen zur Vermeidung, Minderung und Lö-

sung von Flächennutzungskonflikten.  

Die Akteure, die als Öffentlichkeit bisher formal an der Aufstellung des maritimen Raumord-

nungsplans der AWZ beteiligt waren, setzten sich hauptsächlich aus Behörden, Vertretern 

aus Wirtschaft und Industrie sowie Umweltverbänden zusammen. Auch die Küstengemein-

den wurden bei der Erstellung des Planentwurfs einbezogen. Nach Auswertung der ersten 

Beteiligungsrunde waren Änderungen insbesondere der Gebietsfestlegungen für Windener-

gie und Schifffahrt notwendig, sodass eine zweite Beteiligungsrunde durchgeführt wurde. 

Grundsätzlich kann nach § 10 Abs. 1 Satz 4 ROG bei Änderungen des Planentwurfs die 

erneute Einholung der Stellungnahmen auf die von der Änderung betroffene Öffentlichkeit 

beschränkt werden, wenn durch die Änderungen die Grundzüge der Planung nicht berührt 

werden. 

                                            
2 Die genaue Zielformulierung lautet „Will make every effort to draw up and apply maritime spatial plans 
throughout the Baltic Sea Region by 2020 which are coherent across borders and apply the ecosystem 
approach” (HELCOM MINISTERIAL DECLARATION 2013) 

3 angenommen durch das HELCOM-Ministertreffen 2013, VASAB-Ministerkonferenz 2014 verpflichtete 
sich zur Umsetzung der Roadmap 
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Auch am Verfahren zur Fortschreibung des LEP M-V kann die Beteiligung der Öffentlichkeit 

nachvollzogen werden. Nach Vorbereitung, Ressortabstimmung und Kabinettsbeschluss 

wurde die erste Stufe des Beteiligungsverfahrens durchgeführt. Dies beinhaltete die öffent-

liche Auslegung der Unterlagen sowie das Angebot einer Online-Beteiligung und der Teil-

nahme an Informations- und Diskussionsveranstaltungen. Die Einwände und Vorschläge 

wurden ausgewertet und in eine Abwägungsdatenbank eingestellt. Daraus geht hervor, wie 

mit den Einwänden umgegangen worden ist. Nach Auswertung aller Hinweise wurde die 

Abwägungsdokumentation online zugänglich gemacht (MEIL M-V 2016a). Neben der Ab-

wägung und Einarbeitung der Stellungnahmen erfolgte auch die Einbeziehung der Erkennt-

nisse aus dem Entwurf des Umweltberichts in das LEP. Der 2. Entwurf des LEP ist nach 

einem erneuten Kabinettsbeschluss in einem zweiten Beteiligungsverfahren nochmals öf-

fentlich ausgelegt worden (MEIL M-V 2016b). Die Abwägungsergebnisse sind auch nach 

Abschluss des Verfahrens zugänglich4.  

Das Integrierte Küstenzonenmanagement (IKZM) ist dagegen ein informelles Instrument 

zur Steuerung der nachhaltigen Entwicklung der Küstenregionen. Analog zu den formalen 

Prozessen der Raumordnung agiert dieses Management fachübergreifend und ordnet sich 

dem Nachhaltigkeitsleitbild unter (Hülsmann & Dickow-Hahn 2015). Unterschiede zur Öf-

fentlichkeitsbeteiligung in der Raumordnung bestehen darin, dass das IKZM freiwillige Kom-

munikation fördert und flexibel hinsichtlich der zeitlichen Einordnung in Planungsprozessen 

und der Dauer ist. Als Beteiligungsinstrument spielt es somit potentiell eine große Rolle bei 

der Vorbereitung von formalen Verfahren (BMU 2006), indem es beispielsweise planerische 

Unsicherheiten vorausschauend identifiziert, koordiniert und moderiert (KNIELING 2011). So 

werden Handlungsfelder und Konfliktlösungen frühzeitig aufgedeckt, wodurch Planungsver-

fahren an Qualität, Akzeptanz und Effizienz gewinnen können.  

Berücksichtigung und Integration von Umweltbelangen  

Die Umweltfachplanung ist eine Fachplanung des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

sowie des Umweltschutzes. Mit nur wenigen Ausnahmen werden Inhalte der Umweltfach-

planung erst dann verbindlich, nachdem sie in Raumordnungspläne integriert worden sind. 

So liefert die Umweltfachplanung für die Raumordnung ein Naturschutz- und Umweltmaß-

nahmenkonzept, das fachlich und rechtlich prioritäre Maßnahmen und Erfordernisse her-

ausstellt. Man unterscheidet vor allem zwei Formen der Integration (vgl. HEILAND 2010):  

 Primärintegration: Die Umweltfachplanung ist von Anfang an in die Raumordnungs-

pläne integriert. Die Naturschutzbelange haben unmittelbare Einwirkungsmöglich-

keit während der Erarbeitung der Raumordnungspläne.  

                                            
4 siehe http://www.raumordnung-mv.de/pages/Online-Beteiligung_Raumordnung.html 
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 Sekundärintegration: Zunächst wird eine eigenständige Umweltfachplanung er-

stellt. Deren Inhalte werden nachträglich – nach Abwägung mit anderen Belangen 

– in die Raumordnungspläne integriert. Dieses Modell wird primär bei der Land-

schaftsplanung in den Küstenbundesländern angewendet.  

Generell können bei der Integration von Umweltbelangen in konkrete Pläne der maritimen 

Raumordnung verschiedene Instrumente eine Rolle spielen (ARL 2013): 

 die Festlegung von Zielen und Grundsätzen (z. B. Festlegung von Gebieten) 

 die strategische Umweltprüfung (SUP), Berücksichtigung in der planerischen Ab-

wägung 

 die Verträglichkeitsprüfung bzgl. der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung 

und der europäischen Vogelschutzgebiete 

 die nachrichtliche Übernahme naturschutzrechtlicher Gebietsfestsetzungen 

Zusätzlich zu den genannten formellen gibt es informelle Instrumente (z. B. Entwicklungs-

konzepte, Leitbilder, Informations- und Kooperationsprozesse), die die Aufstellung von 

Raumordnungsplänen vorbereiten und unterstützen können. Sie zeichnen sich oft durch 

eine „fachübergreifende, grenzüberschreitende Zusammenarbeit der verschiedenen Ak-

teure [aus] und tragen in einem frühen Planungsstadium zur Konfliktreduzierung und zur 

Beschleunigung formeller Planungsverfahren bei“ (ARL 2013). 

Für den terrestrischen Bereich ist mit der Landschaftsplanung ein umfassendes, vorsorgen-

des Planungsinstrument etabliert, das die Ziele des Naturschutzes und der Landschafts-

pflege für den jeweiligen Planungsraum konkretisiert. Nach § 56 Abs. 1 BNatSchG sind die 

Vorschriften der Landschaftsplanung zwar im Bereich der Küstengewässer anwendbar, je-

doch nicht in der deutschen AWZ. In diesem Zusammenhang wird diskutiert, ob das Ein-

bringen ökologischer Belange in die Meeresraumordnung über einen „maritimen Land-

schaftsplan“ erfolgen sollte (ARL 2013, Janssen et al. 2016).  

Ausblick zur Weiterentwicklung der deutschen Meeresraumordnung im Kontext 
internationaler Richtlinien zum Ökosystemansatz 

Zum Schutz des Ökosystems „Meer“ wurden verschiedene Strategien für eine nachhaltige 

Nutzung der maritimen Räume entwickelt. Der zugrundeliegende Ökosystemansatz wird 

dabei sehr verschieden und unterschiedlich detailliert definiert und interpretiert (ARL 2013). 

Die HELCOM und die OSPAR-Kommission legten beispielsweise die folgende Definition 

fest (HELCOM & OSPAR-Kommission 2003):  

„The ecosystem approach can therefore be defined as ‚the comprehensive integrated 
management of human activities based on the best available scientific knowledge about 
the ecosystem and its dynamics, in order to identify and take action on influences which 
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are critical to the health of marine ecosystems, thereby achieving sustainable use of 
ecosystem goods and services and maintenance of ecosystem integrity‘. The applica-
tion of the precautionary principle is equally a central part of the ecosystem approach“ 

Ein wichtiges Instrument in diesem Zusammenhang ist die Meeresstrategie-Rahmenricht-

linie (MSRL) der EU (2008/56/EG). Nach der MSRL müssen die EU-Mitgliedsstaaten Maß-

nahmen ergreifen, um bis zum Jahr 2020 einen guten Zustand der Meeresumwelt zu errei-

chen (Art. 1 Abs. 1 MSRL). Zu diesem Zweck ist die Entwicklung und Umsetzung von Mee-

resstrategien vorgesehen, bei denen der Ökosystemansatz für die Steuerung menschlichen 

Handelns zur Anwendung kommen soll. Die Erreichung des guten Umweltzustands wird hier 

als vorrangiges Ziel angesehen, dem andere Interessen unterzuordnen sind (Janssen et al. 

2016). Folglich ist die Umsetzung in Deutschland vor allem Aufgabe der Umweltfachplanung 

und nicht der Meeresraumordnung.  

Auch in der EU-Richtlinie zur Schaffung eines Rahmens für die maritime Raumplanung 

(2014/89/EU, MSP-Richtlinie), nach der die Mitgliedstaaten bis September 2016 Rechtsvor-

schriften erlassen und bis September 2021 maritime Raumordnungspläne ausarbeiten sol-

len, wird auf den Ökosystemansatz Bezug genommen. So sind nach Art. 5 Abs. 1 bei deren 

Umsetzung wirtschaftliche, soziale und ökologische Aspekte in Erwägung zu ziehen, um die 

nachhaltige Entwicklung im Meeresbereich unter Anwendung eines Ökosystem-Ansatzes 

zu unterstützen. Im Gegensatz zur MSRL werden hier wirtschaftliche, soziale und ökologi-

sche Aspekte gleichrangig genannt. Gleichzeitig wird bezüglich der inhaltlichen Maßgaben 

des Ökosystem-Ansatzes im 14. Erwägungsgrund auf die MSRL verwiesen5. Somit dürfen 

zumindest keine Maßnahmen getroffen werden, die das Ziel eines guten Umweltzustandes 

gefährden. Meeresschutz muss dabei aber nicht grundsätzlich über die anderen Belange 

gestellt werden (Janssen et al. 2016).  

Ungeachtet der Tatsache, dass beide EU-Direktiven grundsätzlich unterschiedliche Zwecke 

und Aufgaben verfolgen, wollen sowohl die MSRL als auch die MSP-Richtlinie ihre Ziele 

durch nachhaltige Nutzung und ökosystembasiertes Management erreichen. Um den Öko-

systemansatz auch in Deutschland bestmöglich zu implementieren, sollten somit Synergien 

zwischen maritimer Raumplanung und den räumlichen Managementmaßnahmen im Rah-

men der MSRL genutzt werden.  

Die 2015 von HELCOM & VASAB veröffentlichten Empfehlungen zur Implementierung des 

Ökosystemansatzes in der maritimen Raumplanung des Ostseeraums (HELCOM & VASAB 

                                            
5 Hiernach „[…] sollte die maritime Raumplanung auf einem Ökosystem-Ansatz gemäß Artikel 1 Absatz 
3 der Richtlinie 2008/56/EG [Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie, Anm. d. Verf.] beruhen, um sicherzustel-
len, dass die Gesamtbelastung durch alle Tätigkeiten auf ein Maß beschränkt bleibt, das mit der Errei-
chung eines guten Umweltzustands vereinbar ist, und dass die Fähigkeit der Meeresökosysteme, auf 
vom Menschen verursachte Veränderungen zu reagieren, nicht beeinträchtigt wird und gleichzeitig zur 
nachhaltigen Nutzung von Gütern und Dienstleistungen des Meeres durch heutige wie künftige Genera-
tionen beigetragen wird. […]“ 
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2015) benennt Prinzipien und Kernpunkte zur Operationalisierung des Ökosystemansat-

zes. Diese sollten in der Planung integrativ umgesetzt werden, wobei ökologische, soziale, 

kulturelle, wirtschaftliche, rechtliche und technische Aspekte zu berücksichtigen sind. Neben 

den im Jahr 2010 von HELCOM & VASAB herausgegebenen Baltic Sea broad-scale mari-

time spatial planning principles (HELCOM & VASAB 2010) sind weitere Kernpunkte ge-

nannt, denen mit Hinblick auf den Entwicklungsprozess der maritimen Raumplanung im Ost-

seeraum und zur Verwirklichung des Ökosystemansatzes Bedeutung zukommt (Tabelle 1).  
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Tabelle 1: Prinzipien und Kernpunkte zur Implementierung des Ökosystemansatzes nach HELCOM & 
VASAB (2010, 2015) und deren Umsetzungsstand in Deutschland 
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2.2 Methodik der Meeresraumordnung in Russland (Umsetzung) 

System der territorialen und maritimen Planung 

In der „Strategie der maritimen Aktivitäten der Russischen Föderation bis 2030“6 wurde das 

Ziel festgehalten, ein integriertes, sektorenübergreifendes Management auf allen territoria-

len Ebenen zu entwickeln. Gleichzeitig wird maritimes Management als ganzheitlicher An-

satz verstanden, der auf die Überwindung von Konflikten zwischen der Nutzung und dem 

Schutz der marinen Umwelt abzielt. Um diese Herausforderung zu bewältigen, soll schließ-

lich die maritime Raumplanung zur Anwendung kommen. Dieses in Russland neue und 

noch nicht etablierte Instrument muss sich in das existierende System der strategischen 

Planung, dessen Bestandteil auch die territoriale Planung ist, einfügen. So sollte die ma-

ritime Planung nach dem Gesetz „Über die strategische Planung in der Russischen Föde-

ration“ mit der strategischen Planung, zumindest was Fragen der küstennahen Gewässer 

und der Küstenterritorien betrifft, koordiniert werden (Abbildung 3).  

Das Grundprinzip der territorialen Planung in Russland ist die Aufrechterhaltung einer nach-

haltigen Entwicklung des Territoriums. Im Städtebau-Kodex der Russischen Föderation 

beinhaltet diese die Bereitstellung von sicheren und nutzerfreundlichen Bedingungen für 

menschliche Aktivitäten, die Limitierung von negativen Wirkungen wirtschaftlicher und an-

derer Aktivitäten auf die Umwelt und die Sicherstellung des Schutzes und der rationalen 

Nutzung natürlicher Ressourcen zum Wohle heutiger und künftiger Generationen. Somit 

beinhaltet dieses Gesetz einen umweltorientierten Ansatz für die territoriale Planung.  

Die Integration von ökologischen Prinzipien und Anforderungen in die Dokumente der Ter-

ritorialplanung beschränkt sich derzeit auf die Festlegung und Angabe der „Gebiete mit 

besonderen Nutzungsbedingungen“ (z. B. Naturschutzgebiete, Wasserschutzgebiete, 

Küstenschutzstreifen, Trinkwasserschutzgebiete, Schutzwälder, wertvolle Landwirt-

schafts_gebiete, Fischfanggebiete, Jagdgebiete, Kulturerbe usw.) sowie katastrophenge-

fährdeter Gebiete. Dabei ist lediglich eine fragmentarische Flächenanalyse vorgesehen, so 

dass nur eingeschränkt von einer „Integration“ der Umweltaspekte gesprochen werden kann 

(KÖZLE et al. 2014). 

Folgende Aspekte der territorialen Planung könnten nach dem aktuellen Stand der Kon-

zeptionen für eine russische Meeresraumordnung von zukünftigen maritimen Planungen 

übernommen werden: 

 Untersuchungsgegenstand – Beplanung eines (Meeres-)Gebietes  

 Instrumente der Planung sind Zonierungen eines (Meeres-)Gebietes (vgl. Abschnitt 

                                            
6 Verordnung der Regierung der Russischen Föderation Nr. 2205-R vom 08.12.2010 „Über die Strategie 
der maritimen Aktivitäten der Russischen Föderation bis 2030“ 
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„Funktionale Zonierung von Meeresräumen/-aquatorien“) 

 Ökologisch orientierte Planung: Unterstützung der nachhaltigen Entwicklung eines 

(Meeres-)Gebietes, einschließlich der rationalen Nutzung natürlicher Ressourcen  

Einen Rahmen für die zukünftige maritime Raumplanung geben bereits einige existierende 

Strategien und Programme der Russischen Föderation vor (Tabelle 2). 

 

Abbildung 3:  System der russischen terrestrischen und maritimen Raumplanung und Zuständigkeiten 
der drei Planungsebenen 
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Tabelle 2: Schwerpunkte der russischen maritimen Raumplanung zur Umsetzung der nationalen Poli-
tik, von Strategien und Entwicklungsprogrammen der Russischen Föderation, der Subjekte 
und der Kommunen 

Dokumente der staatlichen strategischen 
Planung 

Praktische Anwendung der Dokumente im Bereich der 
maritimen Raumplanung 

Nationale Ebene  
Sektorenübergreifende Politik  

Ausschließliche Wirtschaftszone, Territorialmeer 

Strategie der sozioökonomischen Entwick-
lung der Russischen Föderation bis 2020; 
Strategie der nationalen Sicherheit der Rus-
sischen Föderation bis 2020 
 

Entwicklungsplanung von Hafenaktivitäten und -infra-
struktur; 
Planung neuer Schifffahrtswege (Routen); 
Planung des See- und multimodalen Verkehrs; 
Planung neuer Wasserflächen für die Aquakulturent-
wicklung; 
Organisation der Wasserflächen mit beschränkter Nut-
zung; 
Entwicklung Forschung und von Bildungsprogrammen 
etc. 

Nationale Ebene 
Sektorale Politik 

Territorialmeer, Innere Meeresgewässer 

Naturschutz 
Politik im Bereich des Naturschutzes; 
Entwicklungskonzept der besonders ge-
schützten Naturgebiete föderaler Bedeutung 
bis 2020 

Entwicklung von Programmen zum Schutz der Gewäs-
ser; 
Organisation der Wasserflächen mit beschränkter Nut-
zung des maritimen Raums zur Gründung neuer be-
sonders geschützter Naturgebiete und Erhaltung des 
kulturellen Erbes 

Hafenentwicklung 
Entwicklungsstrategie der Seehafeninfra-
struktur der Russischen Föderation bis 2030 

Reservierung von Meeresbereichen für die Entwick-
lung der Hafeninfrastruktur; 
Reservierung von Meeresbereichen für die Entwick-
lung von neuen Schifffahrtswegen 

Verkehr 
Verkehrsentwicklungsstrategie der Russi-
schen Föderation bis 2030  

Reservierung von Meeresbereichen für die Intensitäts-
erhöhung des Seeverkehrs; 
Es sind neue Schifffahrtsrouten zu erwarten 

Fischerei 
Entwicklungsstrategie und staatlichen Pro-
gramms des Fischerei-Industrie-Komplexes 
der Russischen Föderation bis 2020 

Entwicklungsprogramm für kommerzielle Fischerei; 
Raumplanung der Küstengebiete 

Energiewirtschaft 
Energiestrategie der Russischen Föderation 
für den Zeitraum bis 2035 

Reservierung von Meeresbodenbereichen für die Ver-
legung unterseeischer Kabel und Gas-Rohrleitungen; 
Exploration von Lagerstätten und Förderung von Öl 
und Gas auf dem Festlandsockel 

Tourismus 
Staatliches Programm für Kultur- und Tou-
rismusentwicklung in der Russischen Föde-
ration bis 2020 

Territorial- und maritime Planung zur Tourismusent-
wicklung; 
Reservierung von Meeres- und Küstenbereichen für 
die Tourismusentwicklung 

Regionale Ebene Territorialmeer, Innere Meeresgewässer 
Strategie der sozioökonomischen Entwick-
lung des Leningrader Gebietes; 
Strategie der sozioökonomischen Entwick-
lung von Sankt-Petersburg; 
Entwicklungsprogramm des Netzwerks der 
besonders geschützten Naturgebiete im 
Leningrader Gebiet; 
Schema der Territorialplanung für das 
Leningrader Gebiet; 
Generalplan für Sankt-Petersburg 

Reservierung von Meeres- und Küstenbereichen für 
die Tourismusentwicklung;  
Reservierung von Meeresbereichen für Fischerei und 
Aquakultur; 
Reservierung von Meeresbereichen für die Entwick-
lung von Marinas (Hafen für Yachten und kleine 
Schiffe) zur Intensivierung des maritimen Tourismus; 
Reservierung von Meeresbereichen für die Aufschüt-
tung künstlicher neuer Festlandsflächen; 
Reservierung von Meeresbereichen für den potenziell 
möglichen Bau von Küstenwindkraftanlagen 

Kommunale Ebene Festland, Innere Meeresgewässer 
Strategien der sozioökonomischen Entwick-
lung; 

Reservierung von Küstenbereichen für die Realisie-
rung der sozioökonomischen Entwicklungsprogramme; 
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Dokumente der staatlichen strategischen 
Planung 

Praktische Anwendung der Dokumente im Bereich der 
maritimen Raumplanung 

Entwicklungskonzept des Netzes besonders 
geschützter Naturgebieten föderaler Bedeu-
tung für den Zeitraum bis 2020; 
Generalpläne der kommunalen Gebiete 

Reservierung von Küstenbereichen für die Entwicklung 
des Freizeitsektors (Tourismus) 

 

Funktionale Zonierung von Meeresräumen/-aquatorien 

Die städtische Territorialplanung zielt u. a. auf die Ausweisung von funktionalen Zonen ab, 

für die Grenzen und funktionale Ziele festgelegt werden. In der maritimen Planung wird die 

funktionale Zonierung, basierend auf den Prinzipien der städtischen Territorialplanung, vo-

raussichtlich den Hauptbestandteil eines Plans ausmachen. Funktionale Zonen im Meeres-

bereich spiegeln dabei die aktuellen und empfohlenen Nutzungen als Planungselemente 

wider. Vorschläge für die Funktionsplanung könnten auf Grundlage einer Analyse der aktu-

ellen Nutzungen im Finnischen Meerbusen und nach sektoralen Planungen entwickelt 

werden. Daraus ließen sich wesentliche Entwicklungsrichtungen verschiedener maritimer 

Nutzungen, ökologische Zustandsbewertungen sowie Problemsituationen, die sich aus der 

Überlagerung mehrerer maritimer Nutzungen in einem Bereich ergeben, für die maritime 

Planung ableiten. Gebiete für verschiedene Nutzungen und Funktionen werden auf Priori-

tätsbasis für jede der drei Planungsebenen festgelegt (föderal, regional, kommunal; Ta-

belle 3). 

Tabelle 3: Einteilung von aquatorialen Meeresnutzungen (NIIP Gradostroitelstva 2012b) 

Einteilung von Funktionsbereichen, 
basierend auf der prioritären Nut-
zung 

Nutzungstypen von Meeresaquatorien  

Zonen mit hauptsächlich staatlicher 
Nutzung 

Hauptschifffahrtsrouten; 
Marine Häfen; 
Militärische Sperrzonen und -gebiete; 
Besonders geschützte Naturgebiete (Aquatorien) mit födera-
ler und regionaler Bedeutung 

Zonen, die bestimmten Nutzern zu-
gewiesen sind (basierend auf Nut-
zungstyp) 

Schifffahrt; 
Kommerzielle Fischerei; 
Erkundung und Gewinnung von Bodenschätzen; 
Unterwasserkabel und -rohrleitungen; 
Hobby- und Sportfischerei; 
Entwicklung von Aquakulturen; 
Windenergie; 
Tourismus und Erholung 

Zonen mit geschützten Komponen-
ten der Meeresumwelt und Kultur-
erbe-Objekten 

Besonders geschützte Naturgebiete (Aquatorien); 
Laichgründe von Fischen; 
Rast- und Brutplätze von Vögeln; 
Wanderkorridore und Sammelplätze von marinen Säugetie-
ren; 
Verbreitungsgebiete von seltenen und gefährdeten Arten der 
Meeresflora und -fauna; 
Objekte des Kulturerbes 

Zonen mit besonderen Nutzungsbed-
ingungen 

Sicherungsbereich für Schifffahrtsrouten; 
Sicherungsbereich für Unterwasserkommunikation; 
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Einteilung von Funktionsbereichen, 
basierend auf der prioritären Nut-
zung 

Nutzungstypen von Meeresaquatorien  

Sicherungsbereich für künstliche Bauwerke; 
Sicherungsbereich für besonders geschützte Naturgebiete 
(ehemalige) Minenfelder; 
Endlagerungszonen für konventionelle und chemische Muni-
tion; 
Endlagerungszonen für radioaktive Abfälle; 
Sperrgebiete für Schifffahrt 

 

Planaufstellung 

Pläne der maritimen Raumplanung könnten zukünftig durch die konsequente Abarbeitung 

der folgenden Arbeitsschritte aufgestellt werden: 

1. Analyse der aktuellen Situation der Nutzung der Meeresgebiete unter Berücksichtigung 

verschiedener Ansichten über maritime Aktivitäten (basierend auf Material von finan-

zierten sektoralen Planungen und statistischen Daten); Ausarbeitung einer Karte zur 

aktuellen Nutzung des Meeresgebietes 

2. Komplexbeurteilung der aktuellen Meeresnutzung, Beurteilung der ökologischen Situa-

tion, Identifizierung von ökologisch bedingten Einschränkungen der Meeresnutzung 

und aktuellen Raumansprüchen aufgrund der Entwicklung spezifischer maritimer Akti-

vitäten; Ausarbeitung einer Karte der aktuellen funktionalen Zonierung, Darstellung 

von Zonen mit speziellen Nutzungsbedingungen  

3. Entwicklung eines Schemas mit Planungsauflagen entsprechend der Naturbedingun-

gen, besonders geschützten (Meeres-)Gebiete, voraussichtlichen Verschmutzungen 

und Umweltbeeinträchtigungen während des Planungszeitraums; Erarbeitung von 

Empfehlungen zum Umweltschutz 

4. Erarbeitung von Varianten der räumlichen Organisation verschiedener maritimer Ak-

tivitäten nach den Absichten der sektoralen Planungen und ökologischen Erfordernis-

sen; Erfassung von Umweltmanagementkonflikten und Konflikten zwischen ver-

schiedenen Aktivitäten; Maßnahmen zur Kompensation ökologischer Schäden wer-

den hier berücksichtigt 

5. Wahl einer Variante zur Platzierung der Objekte im Ergebnis der ökologischen Bewer-

tung und unterschiedlichen Priorisierung der Aktivitäten 

6. Koordinierung mit föderalen und lokalen Behörden, Interessenvertretern; Natürli-

che und juristische Personen haben das Recht Änderungen im maritimen Plan vorzu-

schlagen 

7. Aufstellung des maritimen Plans (Schemata der geplanten funktionalen Zonierung) 

8. Koordination und Genehmigung des Dokuments 

Die Ergebnisse des oben skizzierten Planaufstellungsprozesses würden in Form von Text 

und Karten festgehalten werden, die sich auf substanzielle und genehmigte Aspekte des 
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maritimen Plans beziehen. Die Integration der ökologischen Bewertung kann im Rahmen 

der maritimen Planung in die Materialien zur Projekt- bzw. Planbegründung sowie in die 

Dokumente der territorialen Planung erfolgen.  

Abstimmung zwischen den Planungsebenen 

Maritime Aktivitäten, welche die Umsetzung strategischer nationaler Interessen des Landes 

sicherstellen und die z. T. in der AWZ der Russischen Föderation stattfinden, sollten auf 

föderaler Ebene geplant werden. Dazu zählen Belange der nationalen Sicherheit, Schiff-

fahrt und Häfen, besonders geschützte Naturgebiete föderaler und internationaler Bedeu-

tung, Erkundung und Abbau strategisch wichtiger Ressourcen sowie Pipelines. 

Im Küstenmeer und in den inneren Gewässern der Russischen Föderation, wo sich viele 

Nutzungen konzentrieren, kann die Zuständigkeit für die Steuerung der Meeresplanung an 

die Subjekte der Russischen Föderation delegiert werden. Die Befugnis des Föderations-

subjektes soll sich dabei aber nicht auf Aquatorien mit Aktivitäten von nationaler Bedeutung 

beziehen. 

Es wird vielfach sinnvoll sein, die Aufgaben der kommunalen Ebene in die Dokumente der 

Territorialplanung der Subjekte der Russischen Föderation zu integrieren. Die Nutzung von 

Aquatorien für kommunale Zwecke ist im Bereich der inneren Meeresgewässer möglich. 

Berücksichtigung und Integration von Umweltbelangen 

Nach dem derzeitigen Kenntnisstand könnten die folgenden bestehenden und im terrestri-

schen Bereich erprobten Instrumente zur Berücksichtigung von Umweltbelangen auch in 

der maritimen Planung der Russischen Föderation eine Rolle spielen: 

1. „Bewertung von Umweltauswirkungen“ (OVOS) im Rahmen von Analysen zur 

zweckmäßigen Platzierung bestimmter Objekte, zur Erhaltung der biologischen Vielfalt, 

des Kulturerbes und eines akzeptablen Qualitätszustands der marinen Umwelt außer-

halb von legitim geschützten Umweltbereichen;  

2. Ausweisung von Pufferzonen um staatlich geschützte Objekte (z. B. Kulturerbe-Ob-

jekte), die in der Meeresplanung als „Gebiete mit besonderen Nutzungsbedingun-

gen“ Berücksichtigung finden. 

Die Beurteilung der ökologischen Situation eines bestimmten Meeresgebietes könnte zu-

künftig bei der Aufstellung von maritimen Plänen im Rahmen der Komplexbeurteilung der 

aktuellen Nutzungen in diesem Gebiet (siehe Punkt 2 im Abschnitt „Planaufstellung“) erfol-

gen. Dies stellt wiederum die Grundlage für die Erarbeitung von Naturschutzmaßnahmen 

dar, die voraussichtlich überwiegend dazu beitragen werden eine Überlagerung verschie-

dener Nutzungsarten in einem bestimmten Meeresgebiet zu vermeiden und Restrikti-
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onen für Standorte von Investitionsbauobjekten in Gebieten mit besonderen Nutzungs-

bedingungen zu bestimmen. Die zukünftigen Meeresraumordnungspläne bieten erstmals 

die Möglichkeit Umweltauswirkungen mehrerer Industrieprojekte gemeinsam zu beur-

teilen, Konfliktsituationen im Raum zu lokalisieren und gleichzeitig Problemlösungen aufzu-

zeigen. 
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3 Inhaltliche Aspekte der Berücksichtigung von Umweltbelangen 

3.1 Schutzgüter und Nutzungen im System der deutschen Meeresraum-
ordnung  

Mensch‐Umwelt‐Systeme werden in der Raumordnung als „Schutzgüter“ und „Nutzungen“ 

beschrieben. Sowohl Nutzungen als auch Schutzgüter sind dabei Ausdruck gesellschaftli-

cher Ansprüche an den Raum und die Umwelt. Die Berücksichtigung der Schutzgüter sichert 

die nachhaltige Nutzung von Naturressourcen. Folgende Schutzgüter sind gesetzlich defi-

niert (§ 1 BNatSchG):  

 Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt,  

 Boden,  

 Gewässer samt ihren Ufern, Auen und sonstigen Rückhalteflächen,  

 Landschaften, Landschaftsbild, Erholung,  

 Luft und Klima.  

Das angestrebte Verhältnis zwischen Schutzgütern und Nutzungen im System der deut-

schen Raumordnung ist in den Grundsätzen der Raumordnung wie folgt dargestellt (§ 2 

ROG): „Wirtschaftliche und soziale Nutzungen des Raums sind unter Berücksichtigung sei-

ner ökologischen Funktionen zu gestalten; dabei sind Naturgüter sparsam und schonend in 

Anspruch zu nehmen.“ Als Grundsatz muss dies bei raumbedeutsamen Planungen und 

Maßnahmen gemäß § 4 Abs. 1 ROG in Abwägungs- und Ermessensentscheidungen be-

rücksichtigt werden.  

Umgang mit Schutzgütern im System der deutschen Meeresraumordnung 

Raumordnerische Sicherung von Schutzgebieten 

Der Raumordnungsplan für die deutsche AWZ in der Ostsee7 (BMVBS 2009) enthält 

neben Festlegungen zu verschiedenen Nutzungen vielfach Bezüge zur Meeresumwelt und 

regelt damit auch den Umgang mit Schutzgütern. Er weist jedoch keine Vorrang- oder Vor-

behaltsgebiete für Naturschutz aus, sondern beschränkt sich auf die nachrichtliche Darstel-

lung von Natura 2000-Schutzgebieten. Aufgrund der folgenden Hintergründe steht jedoch 

zu erwarten, dass für die kommende Fortschreibung des Raumordnungsplans eine zusätz-

liche raumordnerische Sicherung von Schutzgebieten erwogen wird.  

                                            
7 Die nachfolgenden Ausführungen zum Raumordnungsplan für die deutsche AWZ gelten vom Grund-
satz her auch für die Nordsee.  



34 Planungsmethodische und inhaltliche Aspekte für die maritime Raumplanung in der RF 

 

 

In der Regel erfüllen ausgewiesene Natura 2000-Gebiete besondere standortbezogene 

ökologische Funktionen, woraus sich in der Abwägung regelmäßig ein gewichtiger Belang 

für die Festlegung eines entsprechenden Vorranggebietes ergibt. Da durch die Ausweisung 

eines Vorranggebietes die jeweiligen Gebiete vor Veränderungen bewahrt werden, die zu 

einer Beeinträchtigung der Meeresnatur führen können (raumbedeutsame Nutzungen in 

diesem Gebiet ausgeschlossen, die mit vorrangigen Funktionen und Nutzungen nicht ver-

einbar sind), ist der Meeresschutz so am besten zu verwirklichen. Für bestehende Natura 

2000-Gebiete bleibt eine flankierende raumordnerische Sicherung zudem sinnvoll, da sich 

die Schutzgebietsverordnung an den gemeinschaftsrechtlich relevanten Schutzzielen orien-

tiert, zur Erhaltung der Meeresumwelt aber ein umfassenderer Schutz erforderlich ist. So 

können Schutzgüter unabhängig von anderen Regelungen, etwa ohne zeitliche Beschrän-

kungen, in ihrer räumlichen Ausprägung gesichert werden. Auch ist es möglich, dass ein 

Vorranggebiet über die Grenzen des jeweiligen Natura 2000-Gebietes hinausgeht, wenn in 

der Abwägung besondere ökologische Funktionen des außerhalb liegenden Gebiets fest-

gestellt werden können (KÖPPEL et al. 2006; JANSSEN et al. 2008, 2016). Das für die schwe-

dische Meeresraumplanung ausgearbeitete „Green Infrastructure“-Konzept ist ein gutes 

Beispiel für mögliche räumliche Schutzkonzepte, die über die Sicherung durch Meeres-

schutzgebiete hinausgehen (HELCOM-SEKRETARIAT 2016).  

Im LEP Mecklenburg-Vorpommern sind die im marinen Bereich ausgewiesenen Schutz-

gebiete nach BNatSchG entweder als Vorranggebiete (Nationalparke, Naturschutzgebiete) 

oder als Vorbehaltsgebiete (gemeldete europäische Vogelschutzgebiete und gemeldete 

FFH-Gebiete; Küstengewässer und naturnahe Küstenabschnitte, jeweils mit der höchsten 

Bewertung „ungestörte Naturentwicklung“ nach Aussage der Landschaftsplanung) in die 

räumliche Gesamtplanung übernommen. Auch „Vorbehaltsräume für Natur und Landschaft“ 

nehmen in Schleswig-Holstein weite Teile des Küstengewässers der Ostsee ein. Diese 

sollen als Planungsgrundlage für ganzheitliche Schutzansätze dienen und in den Regio-

nalplänen weiter differenzierend als Vorbehaltsgebiete für Natur und Landschaft dargestellt 

werden.  

Weitere Festlegungen zu Umweltbelangen 

Zusätzlich zur Darstellung der Natura 2000-Gebiete und zum Ausschluss von Windenergie-

anlagen in diesen Schutzgebieten gibt der Raumordnungsplan für die AWZ (Ostsee) Leitli-

nien zur räumlichen Entwicklung der AWZ vor, in denen sowohl Nutzungs- als auch Schutz-

ansprüche an den Meeresraum zum Tragen kommen (Tabelle 4). 
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Tabelle 4: Leitlinien zur räumlichen Entwicklung der AWZ mit einem Fokus auf Umweltaspekte  

Leitlinie Bemerkung 

Langfristige Sicherung und 
Nutzung der besonderen Ei-
genschaften und Potenziale 
der AWZ durch Reversibilität 
der Nutzungen, sparsame 
Flächeninanspruchnahme 
sowie Priorität für meeres-
spezifische Nutzungen 

• besondere Charakteristik des Meeres durch Weite, Offenheit und 
Barrierefreiheit; Anordnung und Gestaltung von Nutzungen soll 
Wahrung dieser Eigenschaften nicht entgegenstehen 

• Dreidimensionalität: Meeresoberfläche, Wassersäule, Meeresbo-
den, Meeresuntergrund sowie Luftraum unterliegen ggf. unter-
schiedlichen Schutzanforderungen und Nutzungsansprüchen 

• Konzentration der Festlegungen auf bestimmte Bereiche, sodass 
weite Teile von Bebauung freigehalten und Zerschneidungen redu-
ziert werden 

• Mehrfachnutzung des Raumes anzustreben (z. B. Windenergiege-
winnung und Öl- und Gasgewinnung) 

• keine Ansammlung von Nutzungen auf dem Meer, die auf dem 
Land unerwünscht sind 

Sicherung der natürlichen 
Lebensgrundlagen durch die 
Vermeidung von Störungen 
und Verschmutzungen der 
Meeresumwelt 

• Gestaltung von Nutzungen so naturverträglich wie möglich und 
nach dem aktuellen Stand der Technik 

• Vermeidung einer Beschädigung oder Zerstörung von Sandbän-
ken, von Riffen sowie von angrenzenden Bereichen mit Vorkom-
men schutzwürdiger Lebensgemeinschaften (auch außerhalb von 
Natura 2000-Gebieten) 

• Schutz der Meeresumwelt, insbesondere der Tier- und Pflanzen-
welt einschließlich ihrer Lebensstätten sowie des Vogelzuges, der 
Qualität des Meerwassers, Hydrographie und Sedimentverhält-
nisse; dauerhafte Sicherung der Regenerationsfähigkeit und nach-
haltigen Nutzungsfähigkeit  

• Beitrag zur Umsetzung der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie und 
des Ostseeaktionsplans der Helsinki-Kommission 

 

Des Weiteren werden im Kapitel „Meeresumwelt“ Grundsätze vorgegeben, die auf den 

Schutz und die Pflege der Meeresnatur und der großflächigen Freiraumstruktur (Meeres-

landschaft) sowie auf die Wiederherstellung oder Sicherung der Leistungs- und Funkti-

onsfähigkeit des Naturhaushaltes auf dauerhaft nicht mehr genutzten Flächen abzie-

len. Außerdem soll der Freiraum von bestimmten Nutzungen, die vergleichbar auch an 

Land möglich wären, freigehalten werden.  

Auch die im Raumordnungsplan enthaltenen Festlegungen zu verschiedenen Nutzungen 

beinhalten Ziele (einschließlich Gebietsfestlegungen) und Grundsätze zur Beachtung oder 

Berücksichtigung von Umweltbelangen, etwa den Rückbau baulicher Anlagen zur Gewin-

nung von Rohstoffen und von Offshore-Windenergieanlagen nach Aufgabe der Nutzung als 

raumordnerische Ziele bei der Rohstoff- bzw. Energiegewinnung oder die gebündelte und 

damit umweltschonendere Führung von Seekabeln durch Zielkorridore. Darüber hinaus wird 

vielfach die Berücksichtigung von Kultur- und Sachgütern (z. B. Bodendenkmale, Schiffs-

wracks), beispielsweise bei der Standort-/Trassenwahl, gefordert.  
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Im LEP S-H wird das Leitbild festgeschrieben (IM S-H 2010): 

 „sowohl landseitig wie im Meer die Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes sowie 

die Artenvielfalt an Tieren, Pflanzen und Lebensgemeinschaften in ihrem geneti-

schen Reichtum nachhaltig [zu] sichern, wieder her[zu]stellen und weiter[zu]entwi-

ckeln; 

 die Vielfalt, Eigenart und Schönheit der Natur- und Kulturlandschaften in ihrem Er-

lebnis- und Erholungswert [zu] bewahren; 

 Luft, Boden und Wasser vor Beeinträchtigungen [zu] schützen [und] 

 einen Beitrag zur Begrenzung des weltweiten Klimawandels [zu] leisten“. 

In den Begründungen zu den Grundsätzen wird auf internationale Verpflichtungen zum Er-

halt wertvoller Tier- und Pflanzenarten sowie ihrer Lebensräume (u. a. FFH-, Vogelschutz-

RL, Wasserrahmenrichtlinie, MSRL, Helsinki-Konvention) und insbesondere auch auf 

Schleswig-Holsteins Bedeutung als „Drehscheibe des nord- und mitteleuropäischen Vo-

gelzuges“ verwiesen.  

Die Landesplanung Mecklenburg-Vorpommerns hatte im ersten LEP M-V8 (vor kurzem fort-

geschrieben) zum Schutz der Natur im Küstenmeer folgenden Grundsatz festgelegt (MABL 

M-V 2005, Hervorhebung d. Verf.):  

„Die marinen Tier- und Pflanzenarten, insbesondere die seltenen und bestandsge-
fährdeten Arten, sollen in langfristig überlebensfähigen Populationen durch Sicherung, 
Pflege und Entwicklung ihrer Lebensräume erhalten werden. Zentrale landesweit be-
deutsame Rast- und Nahrungsplätze durchziehender Tierarten sollen durch geeig-
nete Maßnahmen in ihrer Funktion erhalten werden“. 

Als wesentliche Maßnahme zur Sicherung der Lebensräume entsprechend der jeweiligen 

Wertigkeiten und entsprechend dem Bundes- und Landesnaturschutzgesetz wurde die 

Festlegung von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten für Naturschutz gesehen (MABL M-V 

2005).  

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass durch die Raumordnungspläne im deut-

schen Ostseeraum allgemein formulierte Festlegungen zum Schutz der Meeresumwelt ge-

troffen werden. Gelegentlich wird auch auf spezifische Schutzgüter Bezug genommen. Ein-

zelne Schwerpunkte sind der Freiraumschutz und die Sicherung der bedeutenden Rast- und 

Nahrungsplätze für den Vogelzug.  

Grundsätzlich spielt in Deutschland für die Integration von Umweltbelangen in Pläne und 

Programme das Instrument der Strategischen Umweltprüfung eine große Rolle. Dadurch 

                                            
8 Auf das LEP M-V 2016 kann hier und im Folgenden nicht dezidiert eingegangen werden, da die 

inhaltliche Bearbeitung vor dem Inkrafttreten erfolgte.  
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werden bei der Erarbeitung der Raumordnungspläne und in der Abwägung iterativ Umwelt-

belange abgeprüft und in die Planung einbezogen.  

Umgang mit Nutzungen im System der deutschen Meeresraumordnung 

In den Leitlinien zur räumlichen Entwicklung im Raumordnungsplan für die deutsche aus-

schließliche Wirtschaftszone in der Ostsee (BMVBS 2009) sind nicht nur Umweltaspekte 

thematisiert, sondern es werden auch Nutzungsansprüche (z. B. hinsichtlich Schifffahrt, 

Rohstoffabbau, Fischerei, Offshore-Windenergie) an den Raum formuliert. Neben den Leit-

linien zur räumlichen Entwicklung werden im Raumordnungsplan für die AWZ auch Ziele 

und Grundsätze für Schifffahrt, Rohstoffgewinnung, Rohrleitungen und Seekabel, wissen-

schaftliche Meeresforschung, Energiegewinnung (insbesondere Windenergie) sowie Fi-

scherei und Marikultur koordiniert festgelegt. Außerdem finden Militärische Nutzung, Freizeit 

und Tourismus, das Vorhaben „Fehmarnbeltquerung“ sowie Munitionsversenkungsgebiete 

und Sedimenteinbringung als „sonstige Belange“ Berücksichtigung. 

Das erste LEP M-V (MABL M-V 2005, vor kurzem fortgeschrieben) enthielt den Grundsatz, 

dass die unterschiedlichen Raumnutzungsansprüche im Küstenmeer aufeinander abzustim-

men sind. Neben den Gebietsfestlegungen für Naturschutz sollten dabei die raumordneri-

schen Festlegungen zur Windenergie (Eignungsgebiete), Leitungstrassen, Tourismus und 

Rohstoffsicherung beachtet bzw. berücksichtigt werden. Des Weiteren waren die Belange 

der Schifffahrt, Fischerei, Aquakultur, Verteidigung und der Verklappung von Baggergut bei 

der Abstimmung von Raumnutzungsansprüchen zu berücksichtigen. Ein anderer Grundsatz 

legte fest, dass das IKZM dazu beitragen soll, die unterschiedlichen Raumnutzungsansprü-

che und Entwicklungen in der Küstenzone konfliktarm zu gestalten. 

Auch der Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein (IM S-H 2010) enthält ein Kapitel 

über „Küstenmeer und integrierte Küstenzonenentwicklung“. Darin sind hinsichtlich der 

Meeresnutzung verschiedene Grundsätze festgeschrieben. So sollen die Potenziale des 

Küstenmeeres und des landseitigen Küstenbereichs genutzt und nachhaltig entwickelt wer-

den. Im Rahmen des IKZM sollen regionale Strategien entwickelt werden, um die Potenziale 

der Küstenzonen zu identifizieren und nachhaltig zu nutzen sowie frühzeitig Nutzungskon-

flikte vermieden und bestehende Nutzungskonflikte minimiert werden. Die unterschiedlichen 

Raumnutzungsansprüche in der Küstenzone sind aufeinander abzustimmen und Ziele und 

Grundsätze relevanter Fachbereiche zu beachten oder zu berücksichtigen. Weitere Festle-

gungen werden zu den Nutzungen Schifffahrt, Windenergie, Rohstoffgewinnung, Fischerei 

und Aquakultur sowie Tourismus getroffen. 

Am Beispiel der in den Raumordnungsplänen für die AWZ und für Mecklenburg-Vorpom-

mern festgeschriebenen Grundsätze und Ziele zu linearen Infrastrukturen (z. B. Unter-

wasserkabel, Rohrleitungen) soll erläutert werden, wie im deutschen Ostseegebiet raum-

ordnerisch mit Nutzungen umgegangen wird. 
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Als Ziele der Raumordnung sind ein Vorbehaltsgebiet für die Nutzung „Rohrleitungen“ in 

der AWZ und mehrere Vorbehaltsgebiete für Leitungen im Bereich der Rohrleitungskorri-

dore der NordStream-Pipeline und von Energiekabeln im Küstengewässer Mecklenburg-

Vorpommerns ausgewiesen. In der AWZ gilt außerdem das Ziel, dass Rohrleitungen und 

Seekabel nach Aufgabe der Nutzung zurückzubauen sind. Verursacht der Rückbau größere 

nachteilige Umweltauswirkungen als der Verbleib, ist von ihm ganz oder teilweise abzuse-

hen, es sei denn, der Rückbau ist aus Gründen der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs 

erforderlich (BMVBS 2009). Beim Rückbau von Unterwasserkabeln und -rohrleitungen wird 

somit unter bestimmten Bedingungen den Belangen der Schifffahrt Vorrang vor Umweltbe-

langen eingeräumt. Da es sich um eine Zielfestlegung handelt, muss dies als Vorgabe bei 

raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen in der AWZ beachtet werden.  

Neben den genannten Zielen werden in den Raumordnungsplänen auch Grundsätze der 

Raumordnung für lineare Infrastrukturen festgelegt. Umweltbelange finden dabei vielfach 

Berücksichtigung. In der AWZ geschieht dies durch Gefahrenüberwachung der nicht zu-

rückgebauten Rohrleitungen und Kabel, möglichst umweltfreundliche Streckenführung 

und Bündelung, Beachtung artspezifisch sensibler Zeiträume beim Bau, Berücksichti-

gung der besten Umweltpraxis (gemäß Helsinki-Übereinkommen) und des jeweiligen 

Stands der Technik, Wahl eines möglichst schonenden Verlegeverfahrens und einer 

günstigen Verlegetiefe und gute zeitliche Gesamtkoordination der Verlegearbeiten. In 

den Küstengewässern M-V wird ebenfalls eine größtmögliche Bündelung der Leitungen 

und Kabel angestrebt. Außerdem soll hier das Raumordnungsverfahren9 auf einer der Ge-

nehmigung vorgeschalteten Ebene greifen, wenn eine Verlegung von Leitungen und Kabeln 

innerhalb der festgelegten Korridore (Vorbehaltsgebiete) nicht möglich ist. Alle genannten 

Vorgaben müssen innerhalb der jeweiligen Geltungsbereiche der Raumordnungspläne als 

Grundsätze bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen in Abwägungs- und Ermes-

sensentscheidungen berücksichtigt werden.  

  

                                            
9 Nach § 15 ROG werden dabei die raumbedeutsamen Auswirkungen der Planung unter überörtlichen 
Gesichtspunkten geprüft. Insbesondere die Übereinstimmung mit den Erfordernissen der Raumordnung 
und die Abstimmung mit anderen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen stehen beim Raum-
ordnungsverfahren im Fokus, wobei Umweltbelange neben wirtschaftlichen und sozialen Aspekten be-
rücksichtigt werden. 
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3.2 Schutzgüter und Nutzungen im System der russischen Meeresraum-
ordnung 

Das russische Schutzgutkonzept weist große Ähnlichkeiten mit dem Ansatz im deutschen 

Naturschutzgesetz auf. Allerdings gibt es auch einige Unterschiede. Zum einen ist es in 

einigen Punkten umfassender als das deutsche Konzept, so werden beispielsweise „Wäl-

der“ im russischen System als Schutzgut klassifiziert. Zum anderen werden Kulturgüter in 

Russland grundsätzlich als eigenständige Schutzgebietskategorie behandelt (WENDE et al. 

2013). 

Nach der russischen Gesetzgebung (Gesetz „Über den Umweltschutz“) sind Erdoberfläche 

samt Böden, geologischer Untergrund, Oberflächen‐ und Grundwasser, Wälder und sons-

tige Vegetation, Tiere und andere Organismen, einschließlich deren Genetik sowie Atmo-

sphäre, Ozonschicht und erdnaher Weltraum als Schutzobjekte definiert. Die Nutzung der 

Schutzgut-Komponenten basiert auf einer Reihe von Gesetzen und anderen Rechtsvor-

schriften. Für die Erhaltung von besonders geschützten Naturobjekten und -gebieten greifen 

gesonderte Schutzregelungen (z. B. Regime der besonders geschützten Gebiete). Insofern 

werden Schutzgüter und Nutzungen auch im russischen Planungssystem operationalisiert, 

wenn auch nur bedingt und nur in bestimmten Zonen. Es fehlt aber im territorialen wie im 

marinen Bereich ein Mechanismus zur flächendeckenden und ganzheitlichen Bewertung 

der Natur und zur Priorisierung von Schutzgütern (WENDE et al. 2013). 

Umgang mit Schutzgütern im System der russischen Meeresraumordnung 

Zum Schutz der Meeresumwelt der Ostsee-Region ist es gemäß HELCOM-Empfehlungen 

vorgesehen, in allen Ostsee-Anrainerstaaten ein Netz von Meeresschutzgebieten einzu-

richten. Auch im Finnischen Meerbusen wurden in den zurückliegenden Jahren und Jahr-

zehnten mehrere Schutzgebiete errichtet (Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden 

werden.). 

Alle Naturkomponenten erfordern Schutz und Sondermaßnahmen zur Wiederherstellung 

bzw. Erhaltung. Eine solche Maßnahme kann z. B. die Ausweisung von besonders ge-

schützten Naturgebieten sein, auf deren Territorium keiner (oder nur einer beschränkten) 

Wirtschaftstätigkeit nachgegangen wird. In diesen Gebieten soll die Natur im Ganzen, in all 

ihrer Komplexität und ökologischen Strukturvielfalt aufrechterhalten werden10. Sie sind ein 

Schlüsselwerkzeug zur Bewahrung von großen Ökosystemen und zur Unterstützung der 

Nachhaltigkeit von Naturverhältnissen in den Regionen. 

                                            
10 Quelle: www.wwf.ru/about/what_we_do/reserves 
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Über dem West- und Nordteil des Gebietes Leningrad liegt der sogenannte Weißmeer-Ost-

see-Vogelzugkorridor. Jeden Frühling und Herbst rasten hier zahlreiche bedeutende Zug-

vogelarten. Die Flachwasserzonen des Finnischen Meerbusens dienen zudem als Nist- und 

Brutplätze für viele andere Vogelarten. Einige Gebiete wurden daher gezielt als Vogel-

schutzgebiete ausgewiesen (vgl. Abbildung 4, Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefun-

den werden.). Der im Leningrader Gebiet liegende Abschnitt des Weißmeer-Ostsee-Vogel-

zugkorridors hat aufgrund seiner Lage eine zentrale Bedeutung. Die ziehenden Vögel halten 

sich hier im Frühling für eine längere Zeit auf, um auf bessere Bedingungen in ihren nördli-

cheren Brutgebieten zu warten. Dadurch kommt der Newabucht und der Schlüsselburger 

Bucht eine Schlüsselrolle für den Vogelzug zu, deren Bewahrung von internationaler Be-

deutung ist. 

Ein weiteres Beispiel für Schutzobjekte sind Meeressäugetiere wie die baltische Unterart 

der Ringelrobbe (Phoca hispida botnica) und die Kegelrobbe (Halichoerus grypus). Mee-

ressäugetiere sind in Roten Listen verschiedenen Ranges enthalten und grundsätzlich ge-

schützt. Insgesamt gibt es derzeit etwa 300 Kegelrobben und 500-600 Ringelrobben, die im 

russischen Teil des Finnischen Meerbusens ihre Wanderungen vollziehen (WWF 2006, vgl. 

Abbildung 4). 

Die Flächen und Nutzungseinschränkungen für das bestehende Schutzgebietsregime sind 

durch die Verordnungen der Regierung des Gebietes Leningrad und der Stadt Sankt Pe-

tersburg festgelegt. Die Gesamtfläche der geschützten Wasserflächen und Inseln beträgt 

112.300 ha (ohne Inseln: 101.300 ha). Zudem befindet sich derzeit ein Meeres- und Küs-

tenschutzgebiet föderaler Bedeutung „Ingermanlandskij“ in der Genehmigungsphase, des-

sen Gründung auch die Erfüllung von internationalen Verpflichtungen Russlands zum 

Schutz der Meeresumwelt der Ostsee im Rahmen der Helsinki-Konvention ermöglicht. Der 

Abschluss des Verfahrens ist 2017 geplant. 

Ein Teil des Finnischen Meerbusens und der Küstenterritorien gehört gemäß dem Ramsar-

Abkommen (Ramsar, 2. Februar 1971) zu den Feuchtgebieten internationaler Bedeu-

tung.  

Trotz aller Schutzbemühungen stimmt die Verbreitung von geschützten Arten nur zum Teil 

mit der Lage der besonders geschützten Naturgebiete überein (Abbildung 5). Etwa 80 % 

der Vorkommen von geschützten Arten befinden sich außerhalb der bestehenden Schutz-

gebiete von Sankt Petersburg und ca. 70 % der Artvorkommen liegen an der Küste des 

Finnischen Meerbusens (RESNIKOW 2015). Es kann davon ausgegangen werden, dass die 

aktuelle Konfliktsituation im Gebiet Leningrad auch weiterhin bestehen bleiben wird, da eine 

Unterschutzstellung des gesamten Küstenbereichs nicht möglich ist. Raumkonkurrenzen 

und Wechselwirkungen zwischen geschützten Arten und menschlichen Nutzungen außer-

halb der Schutzgebiete sind deshalb unausweichlich. Hier kann die zukünftige maritime 

Raumplanung potentiell zu einer Konfliktminimierung beitragen.  
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Tabelle 5: Meeres- und Küstenschutzgebiete regionaler Bedeutung innerhalb des Territoriums von St. 
Petersburg und des Gebietes Leningrad 
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Abbildung 4: Schutzgüter im östlichen Teil des Finnischen Meerbusens und in angrenzenden terrestri-
schen Bereichen 
 

NIIP Gradostroitelstva 

2016 
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Abbildung 5: Verteilung der Schutzgebiete um Sankt Petersburg (grün: bestehende Schutzgebiete, gelb 
und rosa: in Genehmigungsphase), Vorkommen von Gefäßpflanzen (dunkelgrüne Kreise) 
und Vögeln (rosa Dreiecke), Karte erstellt von Resnikow, A. I. (Institut für Geowissenschaf-
ten, Staatliche Universität St. Petersburg) 

 

Neben dem maritim-ökologischen Schutzgebietsregime haben auch verschiedene Kultur-

erbe-Objekte eine besondere Bedeutung. So befinden sich im russischen Teil des Finni-

schen Meerbusens Gebiete mit einer hohen Konzentration von Schiffswracks, deren Ge-

schichte bis ins 15. Jahrhundert zurückverfolgt werden kann. Jedoch verfügen derzeit nur 

einige Dutzend archäologische Unterwasserobjekte über den Status eines Kulturerbes, der 

sie nach der Gesetzgebung zu einem staatlich geschützten Gegenstand macht. Darüber 

hinaus gibt es auf der Insel Gogland zwei Objekte, die als UNESCO Weltkulturerbe gelten. 
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Umgang mit Nutzungen im System der russischen Meeresraumordnung 

Im russischen Teil des Finnischen Meerbusens und der Newabucht haben sich vor allem 

die folgenden maritimen Aktivitäten etabliert: Schifffahrt und Häfen, Schiffsbau, militärische 

Nutzung, Fischerei, Tourismus und Erholung, Naturschutz, Rohstoff- und Energiegewin-

nung, Forschung und Entwicklung sowie technische Unterwasserinfrastruktur. Es bedarf zu-

dem der Berücksichtigung von Schadstoffdeponien sowie von Entsorgungs- und Verklap-

pungsstellen im Finnischen Meerbusen. Schifffahrt und Schiffsbau, die Aktivitäten der Ma-

rine und der Schutz der Staatsgrenzen sind als Hauptnutzungsarten in den marinen Gewäs-

sern der Russischen Föderation anzusehen (Abbildung 6).  

Sind neue Infrastrukturobjekte im russischen maritimen Raum geplant, verpflichten die städ-

tebauliche und ökologische Gesetzgebung den Projektträger dazu, bestimmte Umweltan-

forderungen zu beachten. Diese werden durch verschiedene Behörden festgelegt und füh-

ren zu Nutzungsbeschränkungen in sensiblen Meeres- bzw. Küstengebieten. Wesentlich für 

die Berücksichtigung von Umweltbelangen im bestehenden Nutzungsgeflecht des östlichen 

Finnischen Meerbusens ist aber vor allem das Vorhandensein von besonders geschützten 

Naturgebieten.  

Schifffahrt 

Die räumlichen Belange der Schiffsnavigation werden durch Häfen, deren Hafenbecken, 

zugehörige Gebiete an Land und seeseitige Ansteuerungen repräsentiert (Abbildung 7). In 

den Karten und Plänen der Territorialplanung werden Seewege und Schiffskanäle, ein-

schließlich Hafenzufahrten, Küstenlandeplätze (Plätze mit offener Reede), Grenzen der Ha-

fenbecken und der zu den Häfen gehörigen Gebiete an Land dargestellt. Die Regierung der 

Russischen Föderation muss alle diese Komponenten in einem Abstimmungsverfahren be-

stätigen. 

Schiffsbau 

Die Schiffsbauindustrie von St. Petersburg ist eine der wichtigsten Industriezweige der 

Stadt. Die Präsenz von Forschungseinrichtungen unterstreicht die große Bedeutung des 

Industriezweigs nicht nur für die Stadt, sondern auch für die Russische Föderation11.  

Technische Unterwasserinfrastruktur 

Die Gaspipeline Nord Stream verläuft auf einer Strecke von 1.224 km von der Kompressor-

station Portovaya bis Lubmin an der Ostseeküste Mecklenburg-Vorpommerns. Innerhalb 

                                            
11 Quelle: Offizielle Website der Verwaltung von St. Petersburg – Abteilung Schiffsbau - 
http://gov.spb.ru/gov/otrasl/c_industrial/sudostroitelnyj-klaster  
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der russischen Gewässer verlaufen die Stränge auf etwa 123 km mit einem durchschnittli-

chen Abstand von 100 m. Zwei weitere Stränge (Nord Stream 2) mit anderem Ausgangs-

punkt (Ust-Luga), aber ansonsten größtenteils in dem vorhandenen Pipelinekorridor verlau-

fend, sind geplant und sollen bis 2019 fertiggestellt werden. Für den Trassenverlauf von 

Nord Stream-1 liegen aus den Umweltverträglichkeitsuntersuchungen umfangreiche Daten 

zum Vorkommen und Zustand von Schutzgütern vor. 

Im Finnischen Meerbusen sind verschiedene Kommunikations- und Energiekabel verlegt. 

Unterwasserkabel verbinden hauptsächlich Inseln mit dem Festland, die Süd- mit der Nord-

küste sowie die Küsten jeweils mit St. Petersburg. Außerdem verläuft ein faseroptisches 

Kabel zur digitalen Kommunikation der Russischen Föderation mit den europäischen Län-

dern und den USA durch den Finnischen Meerbusen. Vom derzeit im Bau befindlichen Kern-

kraftwerk „Leningrad NPP-2“ nach Finnland ist die Installation eines 42 km langen 300 kV-

Kabel geplant. Dieses soll vom geplanten Standort des Kraftwerkes an der Südküste zur 

Siedlung Zelenaya Roschcha im Vyborg-Bezirk verlaufen. 

Zur Versorgung der Bevölkerung der Insel Kotlin (Kronstadt) mit Trinkwasser befindet sich 

ein Düker unter dem Finnischen Meerbusen, durch den täglich etwa 12.000 m3 Wasser vom 

Festland zur Insel gelangen. 

Fischerei 

Die Gesamtfläche der Fischereigebiete beläuft sich auf 89 900 ha (geregelt in der Anord-

nung des Ausschusses für die Landwirtschaft und den Fischereisektor der Region Leningrad 

Nr. 61 vom 24.04.2009). Im Territorium der Region Leningrad arbeiten über 147 Unterneh-

men im Fischereisektor (Fischfang-, Fischzucht- und fischverarbeitende Unternehmen, Or-

ganisationen, die Dienstleistungen für Freizeit- und Sportfischerei anbieten, sowie Aquakul-

tureinrichtungen12). Die Unterstützung der Fischereiunternehmen durch Wissenschaft und 

Forschung wird durch das Staatliche Forschungsinstitut für Binnenfischerei, das Landesein-

heitsunternehmen Staatliches Auswahl- und Genetik-Center für Fischzucht und das For-

schungs- und Design-Institut für Flottenentwicklung und Verwertung (Giprorybflot) geleis-

tet13,14. Es bestehen Fangverbotsgebiete, die in der Verordnung der Föderalen Fischereibe-

hörde Nr. 393 (vom 10.12.2008) aufgeführt sind. Freizeit- und Sportfischerei in der Region 

Leningrad erfolgt nach den „Regeln der Fischerei für das westliche Fischereibecken“, auf-

gestellt durch die Verordnung der Föderalen Fischereibehörde Nr. 393 (vom 10.12.2008). 

                                            
12 Quelle: Sozioökonomisches Entwicklungsprogramm der Leningrad Oblast für 2012-2016 

13 Quelle: Offizielle Website der Agrar- und Fischereiindustrie der Leningrad Oblast – http://ag-
roprom.lenobl.ru 

14 Quelle: Offizielle Website der staatlichen Organisation „Giprorybflot“ - http://www.grf.spb.ru/ 
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Basierend auf den zugeteilten Quoten für einheimische Arten erfolgt die Zuweisung der 

Standorte an Organisationen, die Dienstleistungen für Freizeit- und Sportfischerei anbieten.  

Verteidigung 

Im Finnischen Meerbusen besteht stellenweise eine Gefahr durch alte Seeminen. Dort gel-

ten spezifische Empfehlungen und Einschränkungen für die Schifffahrt. Darüber hinaus gibt 

es zahlreiche Bereiche, in denen eine Befahrung, Ankerlegen und Fischerei grundsätzlich 

verboten sind (Abbildung 6). Sperrzonen um militärische Einrichtungen sind verbreitet ein-

gerichtet. Etwa fünf Kilometer nordwestlich der Insel Kotlin liegen zwei Zonen für die Ver-

klappung von Sprengstoffen. Eine weitere Zone zur Verbringung von Sprengstoffen befindet 

sich 37 km westlich von Primorsk, in einer Entfernung von 15 km zur russisch-finnischen 

Grenze (Abbildung 6). 

Tourismus und Erholung 

Die Entwicklung des touristischen Netzwerks erfolgt nach den Grundsätzen des langfristi-

gen Entwicklungsprogramms der Region Leningrad für 2010 bis 2015 und anderen Pro-

grammen sowie Dokumenten der kommunalen Territorialplanung. Entlang der Küste gibt es 

verschiedene Erholungsgebiete mit föderaler oder regionaler Bedeutung (Abbildung 6). In 

letzter Zeit war eine Verkleinerung der Erholungsgebiete aufgrund der Errichtung und des 

Ausbaus von Seehäfen zu verzeichnen. Im östlichen Teil des Finnischen Meerbusens ein-

schließlich seiner Inseln und am Fluss Narva ist der Bau von Marinas geplant. Außerdem 

soll ein internationales Touristenzentrum auf der Insel Gogland geschaffen werden.  

Rohstoff- und Energiegewinnung 

An der Küste des Finnischen Meerbusens und der Newabucht werden Mörtelsand und 

Sand-Kies aufbereitet. Bei den gewonnenen und verarbeiteten Rohstoffen handelt es sich 

um Sand aus Lagerstätten in Sestroretsk, „London Shallow“ (Lomonosov-Kommunalbezirk) 

und der Stirsudden-Untiefe (Vyborg-Kommunalbezirk). Die Zuteilung der Rechte zur Nut-

zung der mineralischen Rohstoffe im russischen Teil erfolgt durch die Regierung der Russi-

schen Föderation. Ein Ausbau erneuerbarer Energien ist aufgrund mangelnder Finanzie-

rung/Förderung derzeit nicht zu erwarten.  

Forschung und Entwicklung 

Die Forschungstätigkeit im russischen Teil der Ostsee erfolgt vor allem zum einen durch 

spezialisierte Forschungsinstitute und Hochschuleinrichtungen auf Expeditionen zur Erfor-

schung der Ostsee und Überwachung des Wassers, des Bodens, des Küstenzustands und 

der biologischen Vielfalt. Zum anderen erstreckt sich die Forschungstätigkeit auf Industrie- 

oder Ingenieursvermessung im Rahmen der Erkundung spezifischer Komponenten der ma-
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rinen Umwelt, durchgeführt von Umweltorganisationen (z. B. bei Umweltverträglichkeitsprü-

fungen) oder verschiedenen Laboren bzw. Instituten, die sich allgemein mit der Umwelt-

überwachung oder der Abschätzung von Fischbeständen in der Ostsee beschäftigen. 

Schadstoffdeponien, Entsorgungs- und Verklappungsstellen 

Die Hauptquellen der Verschmutzung im Finnischen Meerbusen sind (vgl. Abbildung 6): 

 Anthropogene Eutrophierung aus diffusen Quellen infolge der Auswaschung von 

gedüngten Feldern und aus Punktquellen durch kommunale Abwässer von Städten 

und Abfälle einiger Unternehmen, wobei letztere in St. Petersburg seit 2013 deutlich 

an Bedeutung abgenommen hat;  

 Munitionsreste: Bomben, Granaten, chemische Munition an Verklappungs- und 

Entsorgungsstellen (Verklappung von [chemischer] Munition nach dem zweiten 

Weltkrieg, versunkene Schiffe, Sprengstoffreste sowie ein ehemaliges Minenver-

suchsfeld am Meeresboden); 

 Radioaktive Verschmutzung, u. a. potentielle Gefährdung durch das Kernkraftwerk 

Leningrad.  
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Abbildung 6: Aktuelle Nutzungen im östlichen Teil des Finnischen Meerbusen und angrenzenden terrest-
rischen Bereichen 
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Abbildung 7: Seehäfen und Terminals im östlichen Teil des Finnischen Meerbusen
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4 Reflexionen zum Status quo der deutschen Meeresraumordnung  

Bei den vorgestellten Raumordnungsplänen handelt es sich um die erste Planungsgenera-

tion im deutschen Ostseeraum. Im Fall der Landesplanung in M-V ist vor kurzem bereits die 

zweite Generation in Kraft getreten. Im Folgenden werden Entwicklungspotenziale in der 

deutschen Meeresraumordnung skizziert, die auf den ersten gewonnenen Erfahrungen ba-

sieren.  

Schaffung weiterer Kommunikationsstrukturen 

Aufgrund z. T. neuer Akteure in der Raumplanung mussten insbesondere bei der Aufstel-

lung des Raumordnungsplans für die AWZ Arbeitsabläufe erst schrittweise erprobt und 

Wege zur Beteiligung von Stakeholdern und Integration von Wissen gefunden werden. In-

ternationale Projekte haben seit der Veröffentlichung des Raumordnungsplans jedoch sig-

nifikant zum Aufbau von Erfahrung und Kompetenzen beigetragen. Zudem konnten sich 

insbesondere die Landesplanungen auf gefestigte Planungssysteme im terrestrischen Be-

reich stützen und diese unter Berücksichtigung der spezifischen Anforderungen von Mee-

resregionen um den Bereich der Küstengewässer erweitern. Was noch fehlt sind jedoch 

institutionalisierte Strukturen wie ein reguläres Forum, in dem sich Akteure und zuständige 

Behörden treffen, um speziell für die deutsche Meeresraumordnung aktuelle Informationen 

auszutauschen und neue Trends zu diskutieren. Dies kann u. a. für die Initiierung einer 

kooperativen Lösungsfindung und eines offenen Dialogs, und damit die Entstehung einer 

gemeinsamen Vision zur Nutzung und zum Schutz des Meeres, z. B. auch unter Beteiligung 

von Experten, förderlich sein. Außerdem bietet ein solches Forum das Potential, aktuelle 

Machtverhältnisse und den relativen Einfluss von beteiligten Sektoren auszugleichen.  

Einheitliche Zielsetzungen in der AWZ und im Küstenmeer 

Ein wesentlicher Schwachpunkt des derzeitigen Planungssystems besteht auch darin, dass 

die maritime Raumplanung unter verschiedenen Behörden aufgeteilt ist. So kann sich das 

Auseinanderfallen der Kompetenzen für das Küstenmeer und die AWZ zu Lasten der Effek-

tivität der raumordnerischen Gestaltung auf dem Meer auswirken. Es steht außer Frage, 

dass Nutzungs- und Schutzkonflikte sowie marine Landschaften nicht an der Grenze zwi-

schen Küstenmeer und AWZ haltmachen. Für eine Raumordnung, die den übergreifenden 

Abstimmungsnotwendigkeiten sowohl im Land-Meer-Bereich als auch zwischen Küsten-

meer und AWZ stärker als bisher gerecht wird, könnte demnach eine einheitliche Träger-

schaft sinnvoll sein (Janssen et al. 2016).  

Die Herangehensweise an die maritime Raumplanung in den Küstengewässern unterschei-

det sich von der in der AWZ aufgrund der verschiedenen zugrundeliegenden Philosophien 

und den ungleichen Randbedingungen, die bei der Erstellung der Pläne auftraten (Käppeler 

et al. 2012). Das BSH wählte bewusst einen anderen Ansatz als das Land M-V, da in M-V 

offenbar die Entwicklung der Küste bei der Planung im Vordergrund stand. So wurden dort 
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vornehmlich Raumfestlegungen für Naturschutz, Sand- und Kiesgewinnung und Tourismus 

getroffen. Die Errichtung von Windparks ist im Bereich der Küstengewässer nur in „Eig-

nungsgebieten“ gestattet. Eine Regulierung der Schifffahrt wurde im LEP M-V15 nicht vor-

gesehen. Dagegen stellten die Gewährleistung der Sicherheit und Leichtigkeit im Seever-

kehr und die Steuerung der weiteren maritimen Infrastrukturentwicklung Prioritäten der Ge-

samtplanung in der AWZ dar.  

Die unterschiedlichen Ansätze spiegeln sich u. a. darin wieder, dass für die Errichtung von 

Windenergieanlagen in der AWZ Vorranggebiete festgelegt sind, in denen der Windenergie 

entgegenstehende Nutzungen ausgeschlossen sind. Neben dieser Priorisierung in be-

stimmten Bereichen ist die Windenergienutzung in der AWZ, v. a. um das Klimaschutz- bzw. 

Ausbauziel der Bundesregierung für Offshore-Windenergie16 erreichen zu können, auch au-

ßerhalb der Vorranggebiete erlaubt. Dies steht im Gegensatz zu der o. g. Regelung für die 

Küstengewässer in M-V, nach der die Errichtung von Windenergielagen nur in den raum-

ordnerisch festgelegten Eignungsgebieten zulässig ist. 

Berücksichtigung der marinen Besonderheiten 

Neben der Verbesserung der Kooperation zwischen den unterschiedlichen Akteuren in der 

Meeresraumordnung und der Schaffung von mehr Kongruenz in den Planungen der AWZ 

und der Küstengewässer stellt die Anpassung des Planungssystems auf die Besonderhei-

ten des maritimen Raums eine weitere Herausforderung dar. Grundsätzlich erscheint es 

beispielsweise möglich, das räumliche Ordnungssystem an der Dreidimensionalität des 

Meeres auszurichten. So könnten Schutzgüter in manchen Gebieten in allen drei Dimensi-

onen, in anderen Gebieten hingegen nur in einer Dimension raumordnerisch gesichert wer-

den (Janssen et al. 2016). Auch im Hinblick auf die in § 2 Abs. 2 ROG festgeschriebenen, 

bundesweit geltenden Grundsätze der Raumordnung ist eine Anpassung auf die spezifi-

schen maritimen Erfordernisse von Bedeutung, da die getroffenen Aussagen zum Großteil 

ersichtlich auf die Gegebenheiten an Land zugeschnitten sind (JANSSEN et al. 2016). Es 

sollte in diesem Zusammenhang nicht nur eine Konkretisierung in Raumordnungsplänen 

erfolgen, sondern es müssten auch grundlegende Ergänzungen im Gesetzestext vorgenom-

men werden.  

  

                                            
15 Aussagen beziehen sich auf das LEP M-V 2005. Es wird darauf hingewiesen, dass dieses im Sommer 
2016 fortgeschrieben wurde. Änderungen konnten aber im Rahmen dieses Projektes nicht mehr berück-
sichtigt werden, da die inhaltliche Bearbeitung vor Inkrafttreten des neuen Programms erfolgte. 

16 Ausbau auf 25.000 MW bis zum Jahr 2030 
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Sicherung eines erweiterten Schutzgebietsverbundsystems  

Geht man hinsichtlich des Umgangs mit Schutzgütern in der Raumordnung noch einen 

Schritt weiter, so könnten Meeresschutzgebiete auch Teil einer Gesamtstrategie sein, wel-

che zusätzlich Pufferzonen um die Schutzgebiete einbezieht. In diesen wären dann be-

stimmte Nutzungen, die mit den Erhaltungszielen nicht vereinbar sind, ausgeschlossen. Au-

ßerdem müssten diese Schutzgebietssysteme so gestaltet werden, dass sie den Erforder-

nissen eines Biotopverbunds entsprechend den Anforderungen europäischer Richtlinien 

Rechnung tragen. In diesem Zusammenhang ist im Detail und kleinräumigen Maßstab zu 

erforschen, inwieweit marine Ökosysteme auf raumordnerisch gesicherte Biotopverbund-

systeme angewiesen sind (durchgängiger, barriereärmer als Gebiete an Land). Schon jetzt 

können jedoch großräumige Verbundachsen, z. B. Migrationswege bestimmter Arten und 

Artengruppen (Avifauna, Meeressäuger etc.), festgestellt und als barrierefreie Korridore 

ausreichender Dimension gesichert und erhalten werden (JANSSEN et al. 2016). 

Kontinuierliche Erweiterung der Datenbasis 

Vielfach werden hinreichende Kenntnisse über Gegebenheiten und Erfordernisse der Um-

welt im marinen Bereich vorausgesetzt. Gerade ein ökosystembasiertes Management oder 

auch die Beurteilung der räumlichen und zeitlichen „Ausstrahlung“ von Umweltauswirkun-

gen bzw. kumulativer Effekte bedingen eine gegenüber dem gegenwärtigen Stand deutlich 

breitere und aussagekräftigere Datenbasis (ARL 2013). Dementsprechend gibt es zahlrei-

che auf die deutschen Meeresgebiete oder auch den ganzen Ostseeraum ausgerichtete 

Projekte, die eine Verbesserung der Datenlage im Umweltbereich zum Ziel haben. 
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5 Planungsmethodische und inhaltliche Hinweise für die maritime 

Raumplanung in der Russischen Föderation unter Berücksichti-

gung der Anwendung und Erprobung in der Pilotregion 

Während in Deutschland bereits erste maritime Raumordnungspläne aufgestellt wurden, 

gibt es in Russland bisher keine zusammenfassende Raumplanung für das Meer. Räumli-

che Gebietsfestlegungen erfolgen in Deutschland vorwiegend durch bestimmte Raumkate-

gorien. Diese können bestehende räumliche Festlegungen der Fachplanungen (z. B. Natur-

schutzgebiete, Wasserschutzgebiete) flankieren oder aufgrund übergreifender räumlicher 

Erfordernisse neu ausgewiesen werden. In Russland besteht die Möglichkeit, beruhend auf 

sektoralen Bestimmungen sogenannte „Gebiete mit besonderen Nutzungsbedingungen“ 

festzulegen. 

Die deutschen Erfahrungen mit Beteiligungsprozessen (insbesondere Öffentlichkeitsbeteili-

gung) bei Planaufstellungsverfahren können bei der Konzeption der Umsetzung einer mari-

timen Raumplanung in der Russischen Föderation herangezogen werden. Potenziale in die-

sem Zusammenhang bietet auch die stärkere Berücksichtigung informeller Instrumente (z. 

B. IKZM) in formalen Planungsprozessen. Stets sollten bei der Umsetzung einer maritimen 

Raumplanung auch die Prinzipien des Ökosystemansatzes Berücksichtigung finden. 

Aus beiden Staaten liegen Erfahrungen zur Berücksichtigung von Umweltbelangen vor, die 

bei der Raumplanung im terrestrischen Bereich gewonnen worden sind und nun für die ma-

ritime Planung genutzt werden können. Entgegen den mehrstufigen terrestrischen Planun-

gen erfolgt die maritime Raumplanung sowohl in Russland als auch in Deutschland nur auf 

einer Ebene, was besondere Anforderungen an die Detailliertheit der planerischen Inhalte 

stellt. Eine wichtige Grundlage für die Formulierung zukünftiger umweltrelevanter Rauman-

sprüche stellt somit für beide Staaten die kontinuierliche Erweiterung der Wissens- und Da-

tenverfügbarkeit im gesamten Ostseeraum dar. Insgesamt ist in Russland und Deutschland 

ein Zuschnitt der bestehenden Schutzgutkonzepte und vorhandenen Leitbilder und Pla-

nungsgrundlagen auf den terrestrischen Raum teils noch deutlich erkennbar. Diese sind 

sukzessive entsprechend den Erfordernissen im maritimen Raum anzupassen und ggf. zu 

erweitern. 

In den untersuchten Gebieten bestehen ähnliche Nutzungsansprüche an den maritimen 

Raum, wobei die Nutzungsarten teils verschieden gewichtet werden. Hierbei spielen natio-

nale strategische Interessen (in Deutschland z. B. Förderung der Windenergie, in der Rus-

sischen Föderation Fokus z. B. auf Gewinnung von Erdöl und Kohle), aber auch unter-

schiedliche wirtschaftliche Entwicklungen (in Deutschland z. B. Tourismus, in der Russi-

schen Föderation z. B. Schiffsbau) eine Rolle. In diese Rahmenbedingungen müssen sich 

die Interessen des Umweltschutzes schließlich einfügen. Um dabei eine Balance zwischen 

Schutz und Nutzung des Meeres im Sinne des Ökosystemansatzes zu finden, bedarf es 
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geeigneter Instrumente und planerischer Steuerungsmechanismen, die in den jeweiligen 

nationalen Gesetzes- und Werterahmen eingebettet sind. 

Allgemein kann geschlussfolgert werden, dass die Implementierung der maritimen Raum-

planung in der Russischen Föderation unter Berücksichtigung der Erfahrungen der territo-

rialen Planung sowie auf Grundlage folgender weiterer Aspekte erfolgen kann:  

 geltende Rechtsgrundlagen im Bereich des Seerechts, 

 ökosystembasiertes, nachhaltiges Umweltmanagement,  

 internationale Erfahrung in der maritimen Planung (insbesondere im Ostseeraum). 

Das Hauptziel der zukünftigen maritimen Raumplanung in Russland wird die rationale und 

effektive Organisation des maritimen Raums sein, wobei dem Naturschutz eine hohe Prio-

rität zukommen soll. Folgende Aufgaben müssen zur Erreichung des genannten Ziels in der 

Russischen Föderation gelöst werden: 

 Regulierung verschiedener maritimer Funktionen und Nutzungen und ihres Verhält-

nisses zu anderen mit dem maritimen Raum verbundenen Funktionen und Nutzun-

gen (Beachtung der Wechselwirkungen zwischen Festland und Meer), 

 Definition von Zuständigkeiten verschiedener Ebenen mit Bezug auf maritime 

Raumnutzungsvorschriften, 

 Entwicklung regulatorischer und methodologischer Grundlagen der maritimen Pla-

nung. 

Von hoher Bedeutung ist auch die Koordinierung der maritimen Planung mit verschiedenen 

Arten von städtebaulichen Aktivitäten, die im Städtebau-Kodex geregelt werden17. Für die 

Unterstützung einer nachhaltigen Entwicklung der Pilotregion kommt es u. a. darauf an, 

die Dokumente der territorialen Planung und die neuen Dokumente der komplexen mariti-

men Planung aufeinander abzustimmen und in Einklang zu bringen. Fragen, die gemeinsa-

mer Entscheidungen und Steuerung in den Dokumenten der territorialen und maritimen 

Raumplanung bedürfen (NIIP Gradostroitelstva 2012a), sind u. a.: 

 Prävention von Wasserverschmutzung aufgrund von Flusseinträgen, 

 Einrichtung von besonders geschützten Naturgebieten, die sowohl marine als auch 

Küstenbereiche von geschützten Wasserobjekten umfassen, 

 Ausweisung und Einhaltung spezieller Schutzkategorien für natürliche Systeme un-

ter Beschränkung von wirtschaftlichen Tätigkeiten, 

                                            
17 Gesetz Nr. 190-FZ „Städtebau-Kodex der Russischen Föderation“ vom 29.12.2004 
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 Transportnetzausbau und Standortbestimmung für Hafenanlagen, 

 Verlegung von submariner Kommunikationsinfrastruktur (Rohrleitungen, Kabel) 

und Bestimmung der Schnittstellen zur Übergabe an entsprechende terrestrische 

Infrastrukturen, 

 Entwicklung von Aquakulturen und Standortbestimmung für die industrielle Aufbe-

reitung und Verarbeitung,  

 Erholungsnutzung im Küstenbereich. 

5.1 Empfehlungen zu planungsmethodischen Aspekten der Berücksich-
tigung von Umweltbelangen  

Erarbeitung eines unabhängigen Fachbeitrags zu Natur- und Umweltschutzas-
pekten im Planungsraum  

Für die erste Generation von Meeresraumordnungsplänen ist in Russland eine Primärin-

tegration der Umweltfachplanung zu empfehlen, d.h. Umweltaspekte würden frühzeitig di-

rekt in den Planentwurf einbezogen und dieser könnte während des Aufstellungsverfahrens 

iterativ angepasst werden, um erhebliche Umweltauswirkungen zu vermeiden. Dabei ist 

prinzipiell eine enge Zusammenarbeit der Planungs- und Umweltbehörden und eine voraus-

schauende Einbeziehung von Verbänden und anderen Umweltakteuren erforderlich. Da im 

Fall einer Primärintegration der Umweltfachplanung kein gesondertes umweltfachliches 

Konzept vorliegt, sind darüber hinaus hohe Anforderungen an die Qualität der frühzeitig im 

Planungsverfahren zu erarbeitenden Umweltunterlagen zu stellen. Diese können im Rah-

men der Strategischen Umweltprüfung oder in Form eines unabhängigen naturschutzfach-

lichen Planungsbeitrags eingebracht werden.  

Langfristig sollte die Zielsetzung sein, einen eigenständigen Umweltfachbeitrag für den rus-

sischen Teil des Finnischen Meerbusens zu erarbeiten. Der Unterschied des Umweltfach-

beitrags zu den Instrumenten „SUP“ und „naturschutzfachlicher Planungsbeitrag“ wäre, 

dass dieser unabhängig von einem Planaufstellungsverfahren vorausschauend erstellt und 

fortgeschrieben werden würde. Ähnlich einem „maritimen“ Landschaftsplan könnten die 

„Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege [..] als Grundlage vorsorgenden Han-

delns […] [räumlich] konkretisiert und die Erfordernisse und Maßnahmen zur Verwirklichung 

dieser Ziele dargestellt und begründet“ werden (vgl. § 8 BNatSchG). Somit würde der Mee-

resraum hinsichtlich seiner ökologischen Ausstattung und seines Potenzials analysiert und 

entsprechende Ziele, Erfordernisse und Maßnahmen aus Natur- und Umweltschutzsicht 

dargestellt werden. Es müssten außerdem Regelungen getroffen werden, die zur Berück-

sichtigung konkretisierter Ziele, Erfordernisse und Maßnahmen bei der Aufstellung von ma-

ritimen Raumordnungsplänen verpflichten, soweit diese raumbedeutsam sind. Dies würde 
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dann einer Sekundärintegration der Umweltfachplanung in die maritime Raumplanung ent-

sprechen und könnte in der zweiten Generation von Meeresraumordnungsplänen umge-

setzt werden. 

Eine weitere Herausforderung der maritimen Umweltplanung wird es sein, neben den sekt-

oralen Aufgaben des Natur- und Umweltschutzes (z. B. Schutz, Pflege und Entwicklung von 

Arten und Biotopen) auch zielgerichtet querschnittsorientierte Aufgaben zu übernehmen. 

Diese bestehen darin, wichtige Entscheidungsgrundlagen für die Berücksichtigung anderer 

sektoraler Fachbelange (z. B. Verkehr, Energieversorgung) in der raumplanerischen Abwä-

gung zu erarbeiten. Auf Basis sektoraler Fachbeiträge, die eine Einschätzung der Belastung 

und Belastbarkeit des Naturhaushalts zulassen, können die Auswirkungen bestehender und 

geplanter Nutzungsansprüche auf den Naturhaushalt und die marine Landschaft beurteilt 

werden. Bei Berücksichtigung eines solchen querschnittorientierten Ansatzes wäre ein ma-

ritimer Umweltfachbeitrag, wie im obigen Absatz beschrieben, eine gute Entscheidungs-

grundlage bei der Frage der ökologischen Verträglichkeit sektoraler Anforderungen und spe-

zifischer sektoraler Raumnutzungen (Gaede & Härtling 2010). 

Einbeziehung der Öffentlichkeit 

Auch in Russland bestehen in Bezug auf Umweltprüfungen und die Territorialplanung auf 

kommunaler Ebene schon Erfahrungen mit der Öffentlichkeitsbeteiligung. Allerdings besteht 

in der Praxis oft nur eine formelle Berücksichtigung von Stellungnahmen, die sich z. B. nach 

Betroffenheit oder Rechtsinhaberschaft der jeweiligen Person richtet. Diese Begrenzung 

sollte in der maritimen Raumplanung aufgebrochen werden, indem bei der Aufstellung der 

Raumordnungspläne alle Belange gegeneinander und untereinander abgewogen und be-

rücksichtigt werden. Im Idealfall wäre der Entscheidungsprozess dann transparent nachvoll-

ziehbar, zum Beispiel indem eine Abwägungsdokumentation (siehe Beispiel M-V) veröffent-

licht wird. Auch sollte eine zweite Beteiligungsrunde bei Änderungen des Planentwurfs statt-

finden. Diese wäre dann in die zweite Stufe der Umweltprüfung, nach Eintragung von Än-

derungen in die Umweltprüfungs-(OVOS-)Unterlagen, zu integrieren, indem der geänderte 

Planentwurf nochmals zur öffentlichen Diskussion freigegeben wird. In deutschen Planauf-

stellungsverfahren wird in der zweiten Beteiligungsrunde die Einholung von Stellungnahmen 

auf die „von der Änderung betroffene Öffentlichkeit sowie die in ihren Belangen berührten 

öffentlichen Stellen“ beschränkt, wenn durch die Änderung des Planentwurfs „die Grund-

züge der Planung nicht berührt werden“ (§ 10 Abs. 1 Satz 4). Eine ähnliche Verfahrensweise 

wäre auch in Russland denkbar.  

Insgesamt könnten mit den vorgeschlagenen Maßnahmen die Mitwirkungs- und Beteili-

gungsrechte von Bürgern gestärkt werden. Dies spielt gerade für den Umweltschutz eine 

wichtige Rolle, da die Öffentlichkeit den Allgemeininteressen „Umwelt- und Naturschutz“ 

Gewicht verleihen und als Gegenpol zu wirtschaftlichen Belangen wirken kann (UBA 2016). 
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Ein umfassender und transparenter Beteiligungsprozess befördert somit in der Regel aus-

gewogenere staatliche Entscheidungen im Sinne einer nachhaltigen Raumordnung.  

Die Öffentlichkeitsbeteiligung sollte auf allen administrativen Ebenen stattfinden, für die ma-

ritime Raumordnungspläne aufgestellt werden, d. h. auf föderaler Ebene genauso wie auf 

Ebene der Föderationssubjekte. Ebenfalls von Bedeutung ist es, die Öffentlichkeit vor der 

Auslegung des Planentwurfs über Ort, Dauer und Gegenstand der Auslegung zu informie-

ren. Bei der Aufstellung eines „integrierten Meeresplans“ im Rahmen dieses Pilotprojektes 

wäre beispielsweise die Öffentlichkeit in den kommunalen Körperschaften an der Küste des 

Finnischen Meerbusens auf die gleiche Weise zu informieren, wie bei der Aufstellung eines 

Territorialplans (Anzeige auf Websites der Verwaltungen, Veröffentlichung in Drucksachen 

auf kommunalen Ebene, Aushang in Behörden). Des Weiteren ist es zweckmäßig, viele 

verschiedene Beteiligungsformen anzubieten: von schriftlichen Stellungnahmen, über On-

line-Formulare bis hin zu Informationsveranstaltungen, in denen Planungsträger und inte-

ressierte Personen direkt miteinander kommunizieren können.  

Abstimmung der maritimen Pläne untereinander und mit der Territorialplanung 

Ein dritter planungsmethodischer Aspekt wäre schließlich, dass Pläne unterschiedlicher 

Ebenen und auch die maritimen Pläne mit den Territorialplänen bestmöglich aufeinander 

abgestimmt werden sollten. Dies betrifft sowohl Planinhalte als auch allgemeine Zielsetzun-

gen. Wie in Kapitel 4 erläutert, wird als eine spezielle Herausforderung des derzeitigen Pla-

nungssystems in Deutschland diskutiert, dass die maritime Raumplanung unter verschiede-

nen Behörden aufgeteilt ist. Für eine maritime Raumplanung, die den übergreifenden Ab-

stimmungsnotwendigkeiten sowohl im Land-Meer-Bereich als auch zwischen Küstenmeer 

und AWZ bestmöglich gerecht wird, könnte in Russland eine einheitliche Trägerschaft, z. B. 

auf Ebene der Föderationssubjekte, sinnvoll sein. Einen anderen Ausgangspunkt für eine 

abgestimmte Meeresraumordnung auf unterschiedlichen administrativen Ebenen und eine 

Harmonisierung von maritimer und Territorialplanung bieten vorhandene Gremien wie das 

Marinekollegium und der Meeresrat. 

Festlegung der Verbindlichkeit von Planaussagen 

Nach Verabschiedung des föderalen Gesetzes „Über die maritime Planung in der Russi-

schen Föderation“ sind die Schemata der Meeresraumplanung als strategische Planungs-

dokumente verbindlich, sobald sie aufgestellt und genehmigt worden sind. Die für die funk-

tionalen Zonen festgelegten Nutzungen und Bestimmungen sind dann strikt zu beachten. 

Zu erwägen ist, ob hinsichtlich der Verbindlichkeit der einzelnen Planfestlegungen eine Ab-

stufung gesetzlich definiert werden sollte. Diese Abstufungen könnten z. B. ähnlich den 

Grundsätzen und Zielen der Raumordnung in Deutschland erfolgen und sich demnach an 

der räumlichen und sachlichen Bestimmtheit bzw. Bestimmbarkeit von Planaussagen orien-

tieren. Nach diesem Konzept wären z. B. räumlich abgegrenzte Zonen strikt bei allen raum-

bedeutsamen strategischen Planungen zu beachten, wohingegen allgemeinere Aussagen 
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zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Meeresraums als Vorgaben in Abwägungs- 

und Ermessensentscheidungen zu berücksichtigen und ggf. für den jeweiligen Planungs-

raum zu operationalisieren wären. Gerade den allgemeineren Aussagen, die in Dokumenten 

der zukünftigen maritimen Raumplanung getroffen werden, könnte durch die Integration ei-

ner entsprechenden Legaldefinition in das Gesetz zur Meeresraumplanung mehr Gewicht 

verliehen werden. 

Etablierung von Kommunikationsstrukturen 

Um eine harmonisierte und im größtmöglichen Einvernehmen gestaltete maritime Raumpla-

nung zu fördern, ist die Schaffung von Kommunikationsstrukturen für Akteure und zustän-

dige Behörden der Meeresraumplanung zu empfehlen. Dies kann beispielsweise ein regulär 

veranstaltetes Forum sein, das einen offenen Dialog zwischen Behörden und Akteuren er-

möglicht, dem Informationsaustausch dient und in das auch Experten und die Öffentlichkeit 

einbezogen werden. Durch Partizipation verschiedenster Interessensgruppen und infor-

melle Diskussionsrunden können so neue Ideen entstehen, die bis hin zu Leitbildern und 

Konzepten für konkrete Raumplanungsprozesse weiterentwickelt werden können.  

Frühzeitige Beteiligung von Behörden und Verbänden 

Grundsätzlich ist es für einen effektiven Planungsprozess günstig, die Beteiligung von Be-

hörden und Verbänden frühzeitig bei der Aufstellung von Plänen und Programmen zu reali-

sieren. So können die wichtigsten Belange schon zu Beginn berücksichtigt und potentielle 

Konflikte in einem frühen Stadium erkannt werden.  

Momentan ist dies in Russland noch schwer umzusetzen. In der frühen Phase der Planung 

eines bestimmten Vorhabens erfolgt eine Abstimmung lediglich zwischen Exekutivbehörde, 

sektoralen Vertretern und dem Vorhabenträger. Öffentliche Interessen werden erst auf 

Grundlage der fertiggestellten Planungsunterlagen berücksichtigt. Die Umweltbewertung er-

folgt zwar schon zeitig im Planungsprozess und nach den Vorgaben der Umweltbehörden, 

aber die Abstimmung über den Entwurf findet erst nachgelagert in späteren Phasen der 

Planung statt.  

Da die maritime Raumplanung querschnittsorientiert und weniger sektoral ausgerichtet sein 

soll, sind geeignete Wege zu suchen, um die verschiedenen Behörden, Verbände und Nut-

zungsvertreter mit Raumansprüchen an das Meer in einer frühen Phase der Planaufstellung 

gleichberechtigt zu beteiligen. Nur so kann eine Abstimmung raumbedeutsamer Planungen 

und Maßnahmen im Meer und ein Ausgleich zwischen Schutz und Nutzung mariner Res-

sourcen effektiv gelingen. Werden entgegenstehende Nutzungsinteressen oder Schutzan-

sprüche zu spät erkannt, ist eine umfassende Änderung des Planentwurfs in der Regel kos-

ten- und zeitaufwendig. 
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Grenzüberschreitende Beteiligung 

Bei grenzüberschreitenden Planauswirkungen sollten möglicherweise von Umweltauswir-

kungen betroffene Nachbarstaaten an der Umweltprüfung zur Aufstellung des maritimen 

Raumplans beteiligt werden. Entsprechende Bestimmungen enthält die Espoo-Konvention 

und das ergänzende Kiew-Protokoll. Die Konvention ist in Russland noch nicht ratifiziert 

worden, jedoch richtet sich Russland bei grenzüberschreitenden Auswirkungen bereits nach 

den Bestimmungen des Übereinkommens. Dies ist in den bestehenden Vorschriften des 

Staatlichen Komitees für Umweltschutz „Über die Bewertung von Auswirkungen der geplan-

ten wirtschaftlichen und sonstigen Aktivitäten auf die Umwelt in der Russischen Föderation“ 

verankert. Auf eine endgültige Ratifizierung sollte hingewirkt werden, wobei auch für die 

grenzüberschreitende Beteiligung in den gesetzlichen Bestimmungen eine möglichst zeitige 

Planungsphase vorzusehen ist.  

Perspektivisch sollten in der Pilotregion des Finnischen Meerbusens anhand eines Fallbei-

spiels verschiedene grenzüberschreitende Beteiligungsinstrumente (Behördengespräche, 

Workshops, Diskussionsforen usw.) erprobt werden, falls sich im Rahmen der Analyse zur 

Erstellung des Raumnutzungskonzeptes geeignete Beispiele ergeben.  

Auch unabhängig von Planungsprozessen kann sich ein aktiver Austausch mit anderen Ost-

seeanrainerstaaten bezüglich Fragen der maritimen Raumordnung positiv auf den neuen 

maritimen Zweig der strategischen Planung in Russland auswirken. Viele Staaten im Ost-

seeraum befinden sich derzeit in einem Prozess der Neuaufstellung von Plänen für ihre 

Küstengewässer und AWZen und der Regulierung der entsprechenden Zuständigkeiten und 

Verfahrensweisen. Ein verstärktes Engagement in Gremien, wie der HELCOM VASAB MSP 

WG, oder auch eine Intensivierung bilateraler Gespräche mit Nachbarstaaten, kann im Rah-

men eines Erfahrungsaustauschs zu wertvollen Erkenntnissen für die Gestaltung eigener 

Pläne, Prozesse und gesetzlicher Regulierungen beitragen.  

Beachtung der Empfehlungen von HELCOM VASAB 

Nach Möglichkeit sollten die Prinzipien zur maritimen Raumplanung (HELCOM & VASAB 

2010) und die Kernpunkte zur Operationalisierung des Ökosystemansatzes (HELCOM & 

VASAB 2015) von HELCOM VASAB beachtet werden. Einerseits liefern sie eine wertvolle 

Orientierung, um bessere Kohärenz bei der Entwicklung der maritimen Raumplanungssys-

teme in der Ostseeregion zu erreichen. Zum anderen wird ein gemeinsames Verständnis 

darüber gefördert, wie der Ökosystemansatz bei der Erstellung eines Meeresraumord-

nungsplans in Übereinstimmung mit den geltenden Raumplanungsgesetzen in den Ostsee-

ländern angewendet werden kann.  

Die folgenden Absätze sollen kurz den Umsetzungsstand und Anpassungserfordernisse im 

russischen Kontext skizzieren. 
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1. Nachhaltiges Management 

Ausgleich zwischen wirtschaftlichen, ökologischen, sozialen und anderen Interessen 
bei Raumfestlegungen 

Das Grundprinzip der Territorialplanung ist die Aufrechterhaltung einer nachhaltigen Ent-

wicklung des Territoriums. Nach der Definition im Städtebau-Kodex der Russischen Föde-

ration beinhaltet diese die Bereitstellung von sicheren und nutzerfreundlichen Bedingungen 

für menschliche Aktivitäten, die Limitierung von negativen Wirkungen wirtschaftlicher und 

anderer Aktivitäten auf die Umwelt und die Sicherstellung des Schutzes und der rationalen 

Nutzung natürlicher Ressourcen zum Wohle heutiger und künftiger Generationen. Durch die 

Fragmentierung des Verwaltungsapparates auf allen territorialen Ebenen mit einer starken 

Position der einzelnen Ressorts ist eine Abstimmung über Ressortinteressen durch die Ter-

ritorialplanung in der Regel jedoch praktisch nicht möglich. Damit gestaltet sich ein Aus-

gleich zwischen wirtschaftlichen, ökologischen, sozialen und anderen Interessen in der Re-

alität schwierig. Es ist deshalb von Bedeutung für die maritime Raumplanung, eine neue 

Behörde zu gründen und diese mit den notwendigen Befugnissen auszustatten, um die ge-

nannten Abstimmungs- und Ausgleichsfunktionen übernehmen zu können.  

2. Langfristige Perspektiven und Ziele  

Langfristige Perspektive in Bezug auf Ziele und ökologische, soziale, wirtschaftliche 
und territoriale Auswirkungen 

Langfristig nachhaltige Nutzungen sollten nicht durch kurzfristig anvisierte Vorteile in 
Frage gestellt werden 

Im Rahmen der Strategischen Planung in der Russischen Föderation werden viele Doku-

mente erarbeitet, die einen längeren Zeitraum im Blick haben. Aktuelle strategische Doku-

mente reichen z. B. mitunter bis 2030 oder 2035 (z. B. Hafenentwicklung, Verkehr, Energie). 

Die somit bereits im russischen System verankerte ausgeprägte strategische Perspektive in 

der Planung kommt der Umsetzung des Prinzips zugute.  

3. Vorsorgeprinzip  

Aktivitäten, die nach dem Stand der Wissenschaft zu erheblichen und irreversiblen 
Auswirkungen auf das marine Ökosystem führen können und deren Auswirkungen ins-
gesamt oder in Teilen zurzeit nicht hinreichend vorhersehbar sind, bedürfen einer be-
sonders sorgfältigen Erhebung und Gewichtung der Risiken 

Das Vorsorgeprinzip ist in der russischen Planung noch nicht ausreichend implementiert. 

Wie in Deutschland wird zu häufig im Bereich der Gefahrenabwehr agiert. Theoretisch ste-

hen aber mit der Umweltprüfung (OVOS) und der Ökologischen Expertise bereits Instru-

mente zur Verfügung, einen stärker vorsorgeorientierten Ansatz zu verfolgen.  

4. Partizipation und Kommunikation, Transparenz 

Einbeziehen aller relevanten Behörden und Interessengruppen sowie der breiten Öf-
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fentlichkeit in einem frühen Stadium des Planungsprozesses; Kommunikation der Er-
gebnisse; offene und transparente Planungsprozesse 

IKZM kann den Prozess der Partizipation und Kommunikation unterstützen 

Wie bereits in vorherigen Abschnitten dieses Kapitels dargelegt, bestehen bei der Umset-

zung dieses Kernpunktes in der Russischen Föderation noch Defizite. Auf der kommunalen 

Ebene der Territorialplanung bestehen bereits Erfahrungen mit der Öffentlichkeitsbeteili-

gung. Diese gilt es nun bei der Konzeption der zukünftigen maritimen Raumplanung auch 

zu nutzen und zu optimieren.   

5. Bestverfügbare Daten und Informationsbasis  

Planungsgrundlage sollten bestverfügbare und umfassende, aktuelle Informationen 
von hoher Qualität sein, die in größtmöglichem Umfang von allen geteilt werden 

Verortung und Entwicklung von Nutzungen müssen bestmöglich auf dem neuesten 
Kenntnisstand über die Ökosysteme und über den Schutz der Komponenten des mari-
nen Ökosystems basieren 

Für die planerische Bearbeitung der Pilotregion wurde eine Datenbank erstellt. Dabei erga-

ben sich signifikante Probleme, da die Daten getrennt voneinander in unterschiedlichsten 

Behörden und Einrichtungen vorlagen und Informationen z T. nicht zugänglich oder kosten-

pflichtig sind. Um die Bildung einer modernen Dateninfrastruktur und ein hohes Niveau der 

Verfügbarkeit von Informationen zu gewährleisten, wurde das Informationssystem der Ter-

ritorialplanung (FGIS TP) geschaffen. Ein analoges Datenportal gibt es auf dem Gebiet des 

Umwelt- und Naturschutzes nicht.  

6. Transnationale Koordination und Konsultation  

Entwicklung der maritimen Raumplanung in einem gemeinsamen gesamt-baltischen 
Dialog, Koordinierung und Abstimmung zwischen den Ostseeanrainerstaaten  

Dialog in einem sektorübergreifenden Zusammenhang zwischen allen Küstenländern, 
interessierten und fachkundigen Organisationen und Akteuren 

bei Entwicklung und Änderung maritimer Raumpläne sollte wann immer möglich die 
Perspektive des Ostseeraums im Blick behalten werden 

Transnationale Koordination und Konsultation findet im Rahmen der Umweltprüfung statt. 

Bei der Entwicklung von Strategien und Plänen der regionalen Entwicklungsplanung wird 

dieses Prinzip bisher jedoch nicht umgesetzt.  

7. Kohärente terrestrische und marit ime Raumplanung  

Enge Verknüpfung und gegenseitige Übereinstimmung und Unterstützung der Raum-
planungen an Land und auf dem Meer  

Harmonisierung der rechtlichen Systeme, sodass Steuerungssysteme an Land ebenso 
wie auf dem Meer offen sind für die Handhabung räumlicher Herausforderungen, Prob-
leme und Möglichkeiten sowie die Schaffung von Synergien 

Verstärkung der Synergien mit IKZM in allen Ostseeanrainerstaaten und in einem 
grenzüberschreitenden Rahmen 
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Die maritime Raumplanung, insbesondere in den Küstenzonen, ist logisch verknüpft mit der 

Territorialplanung an Land. Letztere ist in Russland bereits rechtlich und methodisch aus-

gereift, sodass die vorhandenen Methoden bei der Entwicklung von maritimen Planungsun-

terlagen genutzt werden können. Das stellt zumindest eine gute Grundlage für die Umset-

zung des o. g. Planungsprinzips dar. Jedoch ist die tatsächliche Verwirklichung auch von 

der Qualität der Kooperations- und Konsultationsprozesse zwischen den Akteuren und Ent-

scheidungsträgern im marinen und terrestrischen Bereich abhängig. 

8. Planerische Berücksichtigung der Charakterist ik und der spezif ischen 
Erfordernisse unterschiedlicher Gebiete  

Anerkennung der Eigenschaften und besonderen Bedingungen der verschiedenen 
Teilräume der Ostsee und ihrer Einzugsgebiete 

Bedarf an sub-regionaler Planung, die an diese Teilräume mit ihren spezifischen Zie-
len angepasst ist 

Anstreben von ökosystemübergreifender Kohärenz 

Die planerische Berücksichtigung der spezifischen Gebietscharakteristik erfolgt hauptsäch-

lich in der Phase der Aufstellung eines maritimen Raumordnungsplans, in der Ziele für die 

Planung definiert sowie Daten zum Plangebiet erfasst, verarbeitet und analysiert werden. 

Ziel ist es, die besonderen Bedingungen des beplanten Teilraums der Ostsee (z. B. der 

Pilotregion im Finnischen Meerbusen) zu erfassen, um sie bei der späteren Entwicklung von 

Projektvorschlägen berücksichtigen zu können.  

9. Kontinuierl iche Planung und Adaption  

Kontinuierliche Anpassung der Planung auf veränderte Bedingungen und neue Er-
kenntnisse 

Identifizierung unvorhergesehener Auswirkungen und Verbesserung von Planungsda-
ten und -methoden 

Monitoring und Evaluation auf Basis und als Bestandteil von regionaler Überwachung 
und Bewertung (durchgeführt von regionalen Organisationen) 

Maritime und territoriale Pläne sind Gegenstand von Anpassungen, da veränderte Bedin-

gungen und neue Erkenntnisse zu berücksichtigen sind: Basierend auf der Überwachung 

zur Umsetzung von Planfestlegungen und Veränderungen der Qualitätsmerkmale der Um-

welt werden Änderungen bestehender Dokumente vorgenommen. Das geänderte Pla-

nungsdokument ist dann erneut genehmigungspflichtig.  

10. Betrachtung von Alternativen  

Entwicklung vernünftiger Alternativen, um Lösungen zur Reduktion negativer Umwelt- 
oder sonstiger Auswirkungen (inkl. Auswirkungen auf Ökosystemgüter und -leistun-
gen) zu finden 

Alternativen werden im russischen Planungssystem bei der Konzeption von strategischen 

Dokumenten, bei der Wahl einer spezifischen räumlichen Entwicklung und bei der Stand-

ortsuche für ein bestimmtes Objekt innerhalb der Umweltprüfung betrachtet. Darüber hinaus 
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sollte dieses Prinzip, neben den im SUP-Protokoll der Espoo-Konvention genannten Aspek-

ten, bei der methodischen und gesetzlichen Umsetzung der Strategischen Umweltprüfung 

Berücksichtigung finden. 

11. Identif ikation von Ökosystemleistungen  

Sicherstellung einer Bewertung sozioökonomischer Wirkungen und Potenziale durch 
Identifizierung der zur Verfügung gestellten Ökosystemleistungen  

Dieser Kernpunkt zur Operationalisierung des Ökosystemansatzes in der maritimen Raum-

planung hat im russischen Planungssystem noch keine Anwendung gefunden. Das ver-

gleichsweise junge Konzept der Ökosystemleistungen könnte zukünftig jedoch verstärkt 

zum Gegenstand von Forschungen gemacht werden. Eine weitere Möglichkeit der Berück-

sichtigung dieses Prinzips wäre die methodische Einbeziehung von Ökosystemleistungen 

bei der Umsetzung der Strategischen Umweltprüfung. Zum Beispiel könnte in den entspre-

chenden Durchführungsverordnungen bestimmt werden, dass Informationen über Ökosys-

temleistungen als relevante Aspekte des derzeitigen Zustands der Umwelt in den Umwelt-

bericht zu integrieren sind. Die Aussagegenauigkeit muss sich dabei natürlich dem jeweils 

gegenwärtigen Wissensstand und aktuell möglichen Prüfmethoden anpassen.  

12. Minderung und Ausgleich  

Vermeidung, Minimierung und möglichst vollständige Kompensation von erheblichen 
negativen Auswirkungen, die durch Umsetzung des Plans hervorgerufen werden 

Die zukünftige maritime Planung wird bei der Planaufstellung eine zweistufige Umweltprü-

fung (OVOS und ökologische Expertise) beinhalten, mit deren Hilfe u. a. negative Auswir-

kungen der Planfestlegungen auf Schutzgebiete und Kulturerbestätten vermieden werden 

sollen. Die Erarbeitung entsprechender methodischer Grundlagen ist Teil weiterer Arbeits-

pakete dieses Projektes. 

13. Ganzheit l iche Betrachtung 

Berücksichtigung verschiedener Wirkungen auf das Ökosystem, die durch menschli-
che Aktivitäten und Wechselwirkungen zwischen menschlichen Aktivitäten und Öko-
systemen einerseits und zwischen unterschiedlichen Aktivitäten andererseits ausgelöst 
werden (inkl. direkte/indirekte, kumulative, kurz- und langzeitige, dauerhafte/temporäre 
und positive/negative Wirkungen, Wechselbeziehungen zwischen Land und Meer) 

Aufgrund des begrenzten Wissenstands zu ökosystemaren Wechselwirkungen und kumu-

lativen Wirkungen mehrerer gleichzeitig auftretender Aktivitäten im Meer ist auch in Russ-

land, ähnlich der Situation in Deutschland (vgl. Tabelle 1 in Kapitel 2.1), eine Operationali-

sierung dieses Kernpunktes in der Praxis schwierig. Entsprechende Aussagen zu Wechsel-

wirkungen können sich in der Umweltprüfung von Plänen und Programmen je nach Wis-

sensstand somit vorläufig nur auf Teilaspekte des Ökosystems (z. B. Nahrungskette) bezie-

hen. Die Detailliertheit der Aussagen muss sich dann iterativ dem aktuellen Wissensstand 

anpassen. 
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14. Subsidiarität und Kohärenz auf allen Planungsebenen  

Umsetzung der maritimen Raumplanung mit dem Ökosystemansatz als Leitprinzip auf 
einer angemessenen Planungsebene 

Sicherung der Kohärenz zwischen den Planungsebenen 

Die maritime Planung wird sich an dem hierarchischen System der Russischen Föderation 

ausrichten, das aus der föderalen, der regionalen und der kommunalen Ebene besteht. Die 

Abfolge der Entwicklung maritimer Planungsdokumente könnte beispielsweise unter Beach-

tung des Subsidiaritätsprinzips wie folgt gestaltet werden: 

 Maritime Raumplanung auf föderaler Ebene (einschließlich Planung in der AWZ), 

 Maritime Raumplanung auf regionaler Ebene (Föderationssubjekte) unter Berück-

sichtigung der auf föderaler Ebene getroffenen Entscheidungen 

 Kapitel „Maritime Raumplanung“ in den Planungsdokumenten der Territorialpla-

nung von Kommunen, deren Grenzen Meeresgebiete einschließen (oder die ein 

öffentliches Interesse aufgrund angrenzender Meeresgebiete haben) 

5.2 Empfehlungen zu inhaltlichen Aspekten der Berücksichtigung von 
Umweltbelangen 

Etablierung von raumplanerischen Instrumenten zur Aufstellung von Schutzzo-
nen 

Empfehlenswert ist es, neben den besonders geschützten Naturgebieten auch raumplane-

rische Instrumente zur Aufstellung von Schutzzonen zu etablieren. Diese könnten sich z. B. 

an das System der Vorrang-, Vorbehalts- und Eignungsgebiete in Deutschland anlehnen 

oder auch eine andere Systematik beinhalten, die an das russische Planungssystem ange-

passt ist. Der Vorteil wäre zum einen, dass Schutzgebiete zusätzlich raumordnerisch gesi-

chert würden und zum anderen, dass dem Naturschutz auch in entsprechend raumordne-

risch abgegrenzten Bereichen außerhalb bestehender Schutzgebiete Vorrang einzuräumen 

wäre. Diese neuen Instrumente und ihre Wirkung in Bezug auf raumbedeutsame Nutzungen 

sind gesetzlich zu definieren. 

Die hauptsächliche Methode für die maritime Raumplanung in Russland wird nach derzeiti-

gem Kenntnisstand die funktionale Zonierung sein. Im Rahmen der Erprobung innerhalb der 

Pilotregion ist die Abgrenzung folgender Zonen geplant: 

 Zonen mit prioritären staatlichen Nutzungen (Schifffahrt, Seehäfen, militärische 

Übungsgebiete), 

 Zonen der Nutzung, in denen unterschiedliche, definierte maritime Tätigkeiten er-

laubt sind, 
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 Meeresschutzgebiete, einschließlich besonders geschützter Naturgebiete und öko-

logisch wertvoller Wasserbereiche, Kulturerbe-Objekte, 

 Sperr-/Restriktionsgebiete für Nutzungen (Wasserschutzbereiche, Versorgungslei-

tungen, künstliche Strukturen, Deponiegebiete für konventionelle und chemische 

Munition). 

Somit werden Raumkategorien ähnlich den deutschen Vorranggebieten (Zonen prioritärer 

Nutzung) und Vorbehaltsgebieten (zutreffend für die Meeresschutzgebiete) verwendet. Zu 

prüfen ist, ob einzelne Kernzonen besonders geschützter Naturgebiete oder sonstige Berei-

che mit herausragender ökologischer Funktion (z. B. bedeutende Rastplätze für See- oder 

Zugvögel) aus raumplanerischer Sicht auch einen prioritären Status erhalten könnten.   

Kontinuierliche Erweiterung und Veröffentlichung der Umweltdatenbasis 

Auch die Umweltforschung sollte in den russischen Meeresgebieten weiter vorangetrieben 

werden, um die Datenbasis als Grundpfeiler der Planung kontinuierlich zu erweitern. Die 

Bewertung von Umweltauswirkungen und die Einschätzung kumulativer Wirkungen können 

umso besser erfolgen, je mehr z. B. über die Verbreitung, die Empfindlichkeit und Schutz-

würdigkeit von Naturgütern in spezifischen Planungsräumen und über die Wechselbezie-

hungen im marinen Ökosystem bekannt ist. Die Umweltinformationen könnten dann auch 

für Planungsprozesse (z. B. über ein Internetportal, Abbildung 8) zugänglich sein, sodass 

Entscheidungen über die Nutzung und den Schutz von Meeresgebieten auf der bestverfüg-

baren Datengrundlage erfolgen können. 
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Abbildung 8: Kartenportal des Landesamtes für Umwelt, Naturschutz und Geologie Mecklenburg-Vorpom-
mern (LUNG M-V 2016), das für das Küstenmeer u. a. die Lage von Schutzgebieten, Mess-
stellen und Lagerstätten darstellt und Informationen zu diesen Themen bereithält 
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5.3 Fazit 

Die vorgeschlagenen Empfehlungen sind grundsätzlich in Russland implementierbar. Die 

damit verbundenen Potenziale sollten sowohl speziell für die Pilotregion, als auch für die 

maritime Raumplanung in ganz Russland genutzt werden. Die Annahme des Gesetzesent-

wurfs zur Regulierung der maritimen Tätigkeiten und der Meeresraumplanung sowie die 

Unterzeichnung des SUP-Protokolls und die Umsetzung dessen Prinzipien in die Umwelt-

gesetzgebung wird die Entwicklung eines nachhaltigen und umweltorientierten Naturmana-

gements in Russland fördern. Darüber hinaus stärken diese Maßnahmen die Rolle Russ-

lands in einem grenzüberschreitenden Kontext. 
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